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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 975/1999 DES RATES

vom 29. April 1999

zur Festlegung der Bedingungen für die Durchführung von Maßnahmen auf dem
Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit, die zu dem allgemeinen Ziel der Fort-
entwicklung und Festigung der Demokratie und des Rechtsstaats sowie zur

Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten beitragen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 130w,

auf Vorschlag der Kommission (1),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189c des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Es empfiehlt sich, die Modalitäten der Durchfüh-
rung von Maßnahmen auf dem Gebiet der
Entwicklungszusammenarbeit zur Verfolgung des
allgemeinen Ziels der Fortentwicklung und Festi-
gung der Demokratie und des Rechtsstaats sowie
zur Wahrung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten festzulegen.

(2) Zusammen mit der vorliegenden Verordnung hat
der Rat die Verordnung (EG) Nr. 976/1999 des
Rates vom 29. April 1999 zur Festlegung der
Bedingungen für die Durchführung von anderen
als die Entwicklungszusammenarbeit betreffenden
Gemeinschaftsmaßnahmen, die im Rahmen der
Gemeinschaftspolitik auf dem Gebiet der Zusam-
menarbeit zu dem allgemeinen Ziel der Fortent-
wicklung und Festigung der Demokratie und des
Rechtsstaats sowie zur Wahrung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten in Drittländern
beitragen (3), angenommen.

(3) Die Politik der Gemeinschaft auf dem Gebiet der
Entwicklungszusammenarbeit trägt zu dem allge-
meinen Ziel der Fortentwicklung und Festigung
der Demokratie und des Rechtsstaats sowie zur
Wahrung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten bei.

(4) Gemäß Artikel F Absatz 2 des Vertrags über die
Europäische Union achtet die Union die Grund-
rechte, wie sie in der am 4. November 1950 in
Rom unterzeichneten Europäischen Konvention
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den
gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der
Mitgliedstaaten als allgemeine Rechtsgrundsätze
ergeben.

(5) Die Politik der Gemeinschaft auf dem Gebiet des
Schutzes der Menschenrechte und der Förderung
der demokratischen Grundsätze wird von der
Auffassung bestimmt, daß die Menschenrechte
universell und unteilbar sind, zwei Grundsätze, auf
denen das internationale System zum Schutz der
Menschenrechte beruht.

(6) Die Politik der Europäischen Gemeinschaft auf
dem Gebiet des Schutzes der Menschenrechte und
der Förderung der demokratischen Grundsätze läßt
sich von den allgemeinen Grundsätzen leiten, die
in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte,
dem Internationalen Pakt über bürgerliche und
politische Rechte und dem Internationalen Pakt
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
verankert sind.

(7) Die Gemeinschaft erkennt an, daß alle Menschen-
rechte wechselseitig miteinander zusammen-
hängen. Fortschritte bei der wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung und bei der Erlangung
bürgerlicher und politischer Rechte müssen sich
wechselseitig fördern.

(8) Die Achtung des humanitären Völkerrechts muß
als Teil der Menschenrechte im Sinne dieser
Verordnung gelten; dabei zugrunde zu legen sind
auch die Genfer Konventionen von 1949 nebst den

(1) ABl. C 282 vom 18.9.1997, S. 14.
(2) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 19.

November 1997 (ABl. C 371 vom 8.12.1997, S. 74), Gemein-
samer Standpunkt des Rates vom 25. Januar 1999 (ABl. C 58
vom 1.3.1999, S. 17) und Beschluß des Europäischen Parla-
ments vom 14. April 1999 (noch nicht im Amtsblatt veröf-
fentlicht).

(3) Siehe Seite 8 dieses Amtsblatts.
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Zusatzprotokollen von 1977, die Genfer Konven-
tion von 1951 über die Rechtsstellung der Flücht-
linge und die Konvention von 1948 über die
Verhütung und Bestrafung des Völkermords sowie
andere vertragliche oder gewohnheitsrechtliche
Normen des Völkerrechts.

(9) In der vom Rat und den im Rat vereinigten Vertre-
tern der Mitgliedstaaten am 28. November 1991
gefaßten Entschließung über Menschenrechte,
Demokratie und Entwicklung sind die Orientie-
rungen, Verfahren und konkreten Aktionslinien
definiert, die dazu dienen, neben den wirtschaftli-
chen und sozialen Rechten den bürgerlichen und
politischen Freiheiten im Rahmen eines auf der
Achtung der Menschenrechte basierenden reprä-
sentativen politischen Systems Geltung zu
verschaffen.

(10) Der Politik der Europäischen Gemeinschaft zur
Wahrung der Menschenrechte und der demokrati-
schen Grundsätze liegt ein positives und konstruk-
tives Konzept zugrunde, das die Menschenrechte
und die demokratischen Grundsätze als Thema von
gemeinsamem Interesse für die Gemeinschaft und
ihre Partner sowie als Element des Dialogs begreift,
aus dem Initiativen zur effektiven Achtung dieser
Grundsätze hervorgehen können.

(11) Dieses positive Konzept sollte in der Durchfüh-
rung von Maßnahmen zur Unterstützung des
Demokratisierungsprozesses, zur Festigung des
Rechtsstaats und zur Entwicklung einer pluralisti-
schen und demokratischen Bürgergesellschaft
sowie in der Durchführung vertrauensbildender
Maßnahmen, die insbesondere darauf abzielen,
Konflikte zu verhüten, die Friedensbemühungen
zu unterstützen und zu verhindern, daß Verbrechen
ungeahndet bleiben, seinen Niederschlag finden.

(12) Daher sollten die zur Förderung der diesbezügli-
chen positiven Maßnahmen zugunsten der
einzelnen Länder eingesetzten Finanzmittel
entsprechend den geographischen Programmen
und in Verbindung mit den anderen Entwicklungs-
instrumenten verwendet werden, um so ihre Wirk-
samkeit zu erhöhen.

(13) Es ist auch darauf zu achten, daß diese Maßnahmen
mit dem außenpolitischen Handeln der Europä-
ischen Union, einschließlich der Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik, in Einklang stehen.

(14) Zielgruppen dieser Maßnahmen sind insbesondere
Diskriminierte, unter Armut oder Benachteiligung
leidende Menschen, Kinder, Frauen, Flüchtlinge,
Migranten, Minderheiten, Vertriebene, indigene
Völker, Gefangene und Folteropfer.

(15) Die von der Gemeinschaft geleistete Unterstützung
des Demokratisierungsprozesses sowie der
Wahrung der rechtsstaatlichen Grundsätze im
Rahmen eines die persönlichen Grundfreiheiten
achtenden politischen Systems trägt zur Verwirkli-
chung der Ziele der verschiedenen zwischen der

Europäischen Gemeinschaft und ihren Partnern
geschlossenen Abkommen bei, aufgrund deren die
Wahrung der Menschenrechte und der demokrati-
schen Grundsätze ein wesentliches Element der
Beziehungen zwischen den Vertragsparteien ist.

(16) Zur Gewährleistung von Qualität, Wirkung und
Kontinuität der Maßnahmen müßten insbesondere
Mehrjahresprogramme zum Schutz der Menschen-
rechte und zur Förderung der Demokratie vorge-
sehen werden, die in Abstimmung mit den Regie-
rungen der betreffenden Länder im Geiste der Part-
nerschaft und unter Berücksichtigung der spezifi-
schen Bedürfnisse dieser Länder vorzubereiten
wären.

(17) Die Durchführung einer wirksamen und kohä-
renten Aktion setzt voraus, daß die besonderen
Merkmale der Politik zugunsten der Menschen-
rechte und der demokratischen Grundsätze insbe-
sondere durch die Einführung flexibler, transpa-
renter und zügiger Beschlußfassungsverfahren
hinsichtlich der Finanzierung der Maßnahmen und
Projekte in diesem Bereich berücksichtigt werden.

(18) Die Gemeinschaft muß in der Lage sein, auf
Notlagen oder Situationen von besonderer Trag-
weite rasch zu reagieren, um so die Glaubwürdig-
keit und Wirksamkeit des Engagements der
Gemeinschaft für Menschenrechte und Demokratie
in den Ländern, in denen solche Situationen
eintreten, zu stärken.

(19) Insbesondere bei den für die Gewährung von
Zuschüssen und die Evaluierung von Projekten
geltenden Verfahren muß den Besonderheiten der
Empfänger der Gemeinschaftshilfe in diesem
Bereich Rechnung getragen werden, und zwar vor
allem dem Nichterwerbscharakter ihrer Arbeit, den
Gefahren, denen sich die häufig freiwilligen Mitar-
beiter in einer zuweilen feindlichen Umgebung
aussetzen, sowie ihrem geringen Handlungsspiel-
raum, was ihre Eigenmittel anbetrifft.

(20) Die Entwicklung der Bürgergesellschaft muß ihre
konkrete Ausprägung insbesondere darin finden,
daß neue Akteure auftreten und sich organisieren,
und die Gemeinschaft kann sich dabei veranlaßt
sehen, in den begünstigten Drittländern Partner,
die auf keine einschlägigen Erfahrungen zurück-
greifen können, finanziell zu unterstützen.

(21) Die Beschlüsse über die Gewährung einer finan-
ziellen Unterstützung für Projekte zum Schutz der
Menschenrechte und zur Wahrung der demokrati-
schen Grundsätze werden unparteiisch und ohne
Ansehen der Rasse, der Religion, der Kultur, der
sozialen Stellung oder der ethnischen Zugehörig-
keit der Empfängerorganisationen und der
Personen oder Personengruppen gefaßt, an die sich
die geförderten Projekte wenden; politische Erwä-
gungen dürfen für die Beschlüsse nicht maßgeblich
sein.
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(22) Es empfiehlt sich, die Modalitäten für die Durch-
führung und Verwaltung der aus dem Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften finan-
zierten Gemeinschaftshilfe für den Schutz der
Menschenrechte und die Förderung der demokrati-
schen Grundsätze festzulegen.

(23) In diese Verordnung wird für die gesamte Laufzeit
des Programms ein als finanzieller Bezugsrahmen
im Sinne von Nummer 2 der Erklärung des
Europäischen Parlaments, des Rates und der
Kommission vom 6. März 1995 (1) dienender
Betrag eingesetzt, ohne daß dadurch die im Vertrag
festgelegten Befugnisse der Haushaltsbehörde
berührt werden 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

Ziele

Artikel 1

Mit dieser Verordnung sollen die Modalitäten der Durch-
führung von Maßnahmen der Gemeinschaft festgelegt
werden, die im Rahmen ihrer Politik auf dem Gebiet der
Entwicklungszusammenarbeit zu dem allgemeinen Ziel
der Fortentwicklung und Festigung der Demokratie und
des Rechtsstaats sowie zur Wahrung der Menschenrechte
und Grundfreiheiten beitragen.

Die in dieser Verordnung aufgeführten Maßnahmen
werden im Gebiet der Entwicklungsländer durchgeführt
oder stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit in den
Entwicklungsländern eintretenden Situationen.

Artikel 2

Innerhalb der mit Artikel 1 festgelegten Grenzen und im
Einklang mit dem außenpolitischen Handeln der Europä-
ischen Union in seiner Gesamtheit leistet die Europäische
Gemeinschaft technische und finanzielle Hilfe für
Maßnahmen, mit denen insbesondere die nachstehenden
Ziele verfolgt werden:

1. die Förderung und der Schutz der in der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte und sonstigen interna-
tionalen Verträgen zur Fortentwicklung und Festigung
der Demokratie und des Rechtsstaats verkündeten
Menschenrechte und Grundfreiheiten, nämlich:

a) Förderung und Schutz der bürgerlichen und politi-
schen Rechte;

b) Förderung und Schutz der wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Rechte;

c) Förderung und Schutz der Menschenrechte von
diskriminierten oder unter Armut oder Benachteili-
gung leidenden Menschen, um zur Verringerung

der Armut und der sozialen Ausgrenzung beizu-
tragen;

d) Unterstützung von Minderheiten, ethnischen
Gruppen und autochthonen Völkern;

e) Unterstützung lokaler, nationaler, regionaler oder
internationaler Einrichtungen, einschließlich NRO,
deren Tätigkeiten im Zusammenhang mit der
Wahrung, der Förderung oder dem Schutz der
Menschenrechte stehen;

f) Unterstützung von Rehabilitierungseinrichtungen
für Opfer von Folter und Unterstützung von Orga-
nisationen, die Opfer von Menschenrechtsverlet-
zungen konkrete Hilfe leisten und helfen, die
Bedingungen an Orten, an denen Menschen ihrer
Freiheit beraubt werden, zu verbessern, um so
Folter und Mißhandlung vorzubeugen;

g) Unterstützung von Bildungs-, Ausbildungs- und
Sensibilisierungsmaßnahmen im Bereich der
Menschenrechte;

h) Unterstützung von Beobachtungsmaßnahmen im
Bereich der Menschenrechte, einschließlich der
Ausbildung von Menschenrechtsbeobachtern;

i) Förderung der Chancengleichheit und der Verbrei-
tung nichtdiskriminierender Verfahrensweisen,
einschließlich Maßnahmen zur Bekämpfung von
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit;

j) Förderung und Schutz der Grundfreiheiten, wie sie
in dem Internationalen Pakt über bürgerliche und
politische Rechte genannt werden, insbesondere der
Gedankenfreiheit, des Rechts auf freie Meinungsäu-
ßerung und der Gewissensfreiheit sowie des Rechts,
sich seiner eigenen Sprache zu bedienen;

2. die Förderung des Demokratisierungsprozesses, insbe-
sondere:

a) Förderung und Stärkung des Rechtsstaats, insbeson-
dere durch Maßnahmen zur Förderung der Unab-
hängigkeit der Judikative und durch Unterstützung
eines die menschliche Person achtenden Strafvoll-
zugssystems; Unterstützung verfassungsrechtlicher
und gesetzgeberischer Reformen; Unterstützung
von Initiativen zur Abschaffung der Todesstrafe;

b) Förderung der Gewaltenteilung, insbesondere der
Unabhängigkeit der Judikative und der Legislative
von der Exekutive, sowie Unterstützung institutio-
neller Reformen;

c) Förderung des Pluralismus sowohl auf politischer
Ebene als auch auf der Ebene der Bürgergesell-
schaft. Hierzu ist es erforderlich, die als Garanten
des pluralistischen Charakters der Gesellschaft
notwendigen Einrichtungen, einschließlich der
Nichtregierungsorganisationen (NRO), zu stärken,
die Unabhängigkeit und das verantwortliche
Handeln der Medien zu fördern sowie für die Pres-
sefreiheit und die Achtung der Vereinigungs- und
Versammlungsfreiheit einzutreten;(1) ABl. C 102 vom 4.4.1996, S. 4.
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d) Förderung einer verantwortungsvollen Führung der
Staatsgeschäfte, insbesondere durch Verbesserung
der Transparenz der Verwaltung und durch die
Vorbeugung und Bekämpfung der Korruption;

e) Förderung der Beteiligung der Bevölkerung an den
Entscheidungsprozessen auf nationaler, regionaler
und lokaler Ebene, insbesondere durch Förderung
einer gleichberechtigten Beteiligung von Männern
und Frauen im Rahmen der Bürgergesellschaft
sowie am wirtschaftlichen und politischen Leben;

f) Begleitung von Wahlen, insbesondere durch Unter-
stützung unabhängiger Wahlausschüsse, Gewäh-
rung materieller, technischer und juristischer Hilfe
bei der Wahlvorbereitung, einschließlich der
Zusammenstellung der Wählerverzeichnisse, durch
Durchführung von Maßnahmen zur Förderung der
Beteiligung von spezifischen Gruppen  insbeson-
dere Frauen  an den Wahlen und durch Ausbil-
dung von Wahlbeobachtern;

g) Unterstützung staatlicher Bemühungen um eine
klare Trennung zwischen zivilen und militärischen
Zuständigkeiten sowie Aufklärung und Schulung
des zivilen und militärischen Personals über die
Bedeutung der Wahrung der Menschenrechte;

3. die Unterstützung von Maßnahmen, mit denen die
Achtung der Menschenrechte und die Demokratisie-
rung gefördert werden sollen, um so zur Verhütung
von Konflikten und zur Behandlung von deren Folgen
in engem Benehmen mit den jeweils zuständigen
Gremien beizutragen, und zwar insbesondere von
Maßnahmen folgender Art:

a) Unterstützung der Entwicklung von Strukturen,
insbesondere der Einrichtung lokaler Frühwarnsy-
steme;

b) Unterstützung von Maßnahmen zur Herstellung
einer ausgewogenen Verteilung der Chancen und
zur Überbrückung bestehender Trennungslinien
zwischen Gruppen mit unterschiedlicher Identität;

c) Unterstützung von Maßnahmen zur Erleichterung
eines friedlichen Ausgleichs zwischen verschie-
denen Gruppeninteressen, einschließlich der Unter-
stützung von vertrauensbildenden Maßnahmen auf
dem Gebiet der Menschenrechte und der Demokra-
tisierung, um so zur Verhütung von Konflikten und
zur Wiederherstellung des inneren Friedens beizu-
tragen;

d) Förderung der Durchsetzung des humanitären
Völkerrechts und von dessen Achtung durch alle an
einem Konflikt beteiligten Parteien;

e) Unterstützung internationaler, regionaler und
lokaler Organisationen  einschließlich Nichtre-
gierungsorganisationen , die mit der Verhütung
und Beilegung von Konflikten und mit der
Behandlung von deren Folgen  einschließlich der
Unterstützung der Einrichtung von internationalen
Ad-hoc-Strafgerichten und eines ständigen interna-
tionalen Strafgerichtshofs  und mit der Unterstüt-
zung und Hilfe für die Opfer von Menschenrechts-
verletzungen befaßt sind.

Artikel 3

Im Hinblick auf diese Ziele kann sich die Gemein-
schaftshilfe auf die Finanzierung folgender Maßnahmen
erstrecken:

1. Maßnahmen zur Sensibilisierung, Unterrichtung und
Fortbildung der betreffenden Akteure und der Öffent-
lichkeit;

2. für die Identifizierung und Ausarbeitung der Vorhaben
notwendige Maßnahmen, nämlich:

a) Identifizierungs- und Durchführungsstudien;

b) Austausch von technischen Kenntnissen und Erfah-
rungen zwischen europäischen Einrichtungen und
Einrichtungen der Drittländer;

c) Kosten, die im Zusammenhang mit Ausschrei-
bungen, insbesondere bei der Auswertung der
Angebote und der Ausarbeitung der Projektunter-
lagen, anfallen;

d) Finanzierung von allgemeinen Untersuchungen
über die Gemeinschaftsaktion in den in dieser
Verordnung genannten Bereichen;

3. Durchführung von Vorhaben:

a) technische Hilfsmaßnahmen und ausländisches
sowie inländisches Personal als Beitrag zur Verwirk-
lichung der Vorhaben;

b) Ankauf und/oder Lieferung der für die Durchfüh-
rung der Maßnahmen unerläßlichen Erzeugnisse
oder Materialien, unter außergewöhnlichen
Umständen auch, soweit dies gerechtfertigt ist,
Ankauf oder Anmietung von Immobilien;

c) gegebenenfalls Maßnahmen zur Hervorhebung des
Gemeinschaftscharakters der einschlägigen Maß-
nahmen;

4. Folge-, Kontroll- und Evaluierungsmaßnahmen zu den
Gemeinschaftsmaßnahmen;

5. Erläuterung der Ziele und Ergebnisse dieser
Maßnahmen gegenüber der Öffentlichkeit der betref-
fenden Länder sowie administrative und technische
Unterstützung zum gegenseitigen Nutzen der
Kommission und des Empfängers.

KAPITEL II

Modalitäten der Durchführung der Hilfe

Artikel 4

(1) Die für eine finanzielle Hilfe aufgrund dieser
Verordnung in Betracht kommenden Partner sind die
regionalen und internationalen Organisationen, die
Nichtregierungsorganisationen, die nationalen, regionalen
und lokalen Verwaltungen und öffentlichen Stellen sowie
die in der Gemeinschaft ansässigen Organisationen,
Einrichtungen und Personen des öffentlichen und
privaten Rechts.

(2) Die von der Gemeinschaft aufgrund dieser Verord-
nung finanzierten Maßnahmen werden von der Kommis-
sion auf Antrag der in Absatz 1 genannten Partner oder
aus eigener Initiative durchgeführt.
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Artikel 5

Die Hilfe der Gemeinschaft kann den in Artikel 4 Absatz
1 genannten Partnern gewährt werden, deren Hauptsitz
sich in einem Drittland, das gemäß der vorliegenden
Verordnung Hilfe von der Gemeinschaft erhält, oder in
einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft befindet, wobei
dieser Sitz das tatsächliche Zentrum aller Entscheidungen
über die im Rahmen dieser Verordnung finanzierten
Maßnahmen sein muß. Ausnahmsweise kann sich der Sitz
in einem anderen Drittland befinden.

Artikel 6

Um festzustellen, ob eine Organisation für eine Finanzie-
rung aus Gemeinschaftsmitteln in Betracht kommt,
werden unbeschadet der institutionellen und politischen
Rahmenbedingungen, unter denen die in Artikel 4 Absatz
1 genannten Partner tätig sind, insbesondere die nachste-
henden Faktoren berücksichtigt:

a) ihr unterschiedsloses Eintreten für die Verteidigung,
Wahrung und Förderung der Menschenrechte und der
demokratischen Grundsätze;

b) ihre Erfahrung auf dem Gebiet der Förderung der
Menschenrechte und der demokratischen Grundsätze;

c) ihre Kapazität im Bereich des Managements und der
Finanzverwaltung;

d) ihre technische und logistische Kapazität im
Verhältnis zu der in Aussicht genommenen
Maßnahme;

e) gegebenenfalls die Ergebnisse der zuvor durchge-
führten Maßnahmen, insbesondere derjenigen, die aus
Gemeinschaftsmitteln finanziert wurden;

f) ihre Fähigkeit, die Zusammenarbeit mit anderen
Akteuren der Bürgergesellschaft in dem betreffenden
Drittland zu entwickeln und örtliche Organisationen,
die gegenüber der Bürgergesellschaft rechenschafts-
pflichtig sind, direkt zu unterstützen.

Artikel 7

(1) Die Hilfe wird den in Artikel 4 Absatz 1 genannten
Partnern nur gewährt, wenn sie sich verpflichten, die von
der Kommission festgelegten Bedingungen für die Zutei-
lung und die Durchführung, zu deren Einhaltung sie sich
vertraglich verpflichtet haben, zu erfüllen.

(2) Jede Maßnahme, der die Hilfe der Gemeinschaft
zugute kommt, wird entsprechend den im Finanzierungs-
beschluß der Kommission festgelegten Zielen durchge-
führt.

(3) Die Hilfe der Gemeinschaft aufgrund dieser
Verordnung wird in Form von Zuschüssen gewährt.

(4) Soweit im Zusammenhang mit den aufgrund dieser
Verordnung finanzierten Maßnahmen zwischen der
Gemeinschaft und den begünstigten Ländern Finanzie-
rungsabkommen geschlossen werden, ist darin vorzu-
sehen, daß Steuern, Zölle und sonstige Abgaben nicht
von der Gemeinschaft finanziert werden.

Artikel 8

(1) Die Teilnahme an Ausschreibungen steht allen
natürlichen und juristischen Personen des Empfänger-
landes und der Mitgliedstaaten zu gleichen Bedingungen
offen. Sie kann auf andere Entwicklungsländer und in
ordnungsgemäß begründeten Ausnahmefällen auf andere
Drittländer ausgedehnt werden.

(2) Die Lieferungen stammen aus den Mitgliedstaaten
oder dem Empfängerland oder anderen Entwicklungslän-
dern. In ordnungsgemäß begründeten Ausnahmefällen
können sie aus anderen Ländern stammen.

Artikel 9

(1) Zur Erreichung der angestrebten Kohärenz und
Komplementarität und um eine optimale Wirksamkeit
der Maßnahmen insgesamt zu gewährleisten, kann die
Kommission in engem Benehmen mit den Mitglied-
staaten alle erforderlichen Koordinierungsmaßnahmen
treffen.

(2) In jedem Fall fördert die Kommission für die
Zwecke des Absatzes 1

a) die Einrichtung eines Systems für den Austausch und
die systematische Analyse von Informationen über die
finanzierten Maßnahmen sowie die Maßnahmen,
deren Finanzierung von der Gemeinschaft und den
Mitgliedstaaten in Aussicht genommen wird;

b) die an Ort und Stelle erfolgende Koordinierung der
Durchführung der Maßnahmen im Wege regelmäßiger
Sitzungen zwecks Informationsaustausch zwischen den
Vertretern der Kommission und der Mitgliedstaaten
im Empfängerland;

c) die Förderung eines kohärenten Konzepts für die
humanitäre Hilfe und, soweit irgend möglich, die
Berücksichtigung des Schutzes der Menschenrechte
bei der humanitären Hilfe.

KAPITEL III

Verfahren zur Durchführung der Maßnahmen

Artikel 10

Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag für
die Durchführung dieser Verordnung beläuft sich für den
Zeitraum 1999-2004 auf 260 Millionen EUR.

Die jährlichen Mittel werden von der Haushaltsbehörde
innerhalb der durch die Finanzielle Vorausschau
gesetzten Grenzen bewilligt.

Artikel 11

Der Kommission obliegt die Planung, die Prüfung, die
Genehmigung und die Verwaltung, die Überwachung und
die Evaluierung der in dieser Verordnung genannten
Maßnahmen entsprechend den Haushalts- und sonstigen
geltenden Verfahren. Sie legt die Bedingungen für die
Zuteilung, Bereitstellung und Durchführung der in dieser
Verordnung vorgesehenen Hilfen fest.
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Artikel 12

(1) Nach dem Verfahren des Artikels 13 Absatz 2 wird
von der Kommission folgendes festgelegt:

 die Beschlüsse über Maßnahmen, die aufgrund dieser
Verordnung mit jeweils mehr als 1 Million EUR
finanziert werden, sowie jede Änderung, durch die der
ursprünglich für die betreffende Maßnahme festge-
setzte Betrag um mehr als 20 % überschritten wird;

 die Aktionsprogramme, die als kohärenter Aktions-
rahmen für ein bestimmtes Land oder eine bestimmte
Region oder zu einem speziellen Thema dienen, wenn
der festgestellte Bedarf insbesondere wegen seines
Umfangs und seiner Komplexität weiterbesteht.

(2) Die Kommission unterrichtet den in Artikel 13
genannten Ausschuß davon, welche Finanzierungsbe-
schlüsse sie zu Projekten und Programmen über weniger
als 1 Million EUR zu fassen beabsichtigt. Die Unterrich-
tung erfolgt spätestens eine Woche vor der Beschlußfas-
sung.

Artikel 13

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuß für
Menschenrechte und Demokratie  nachstehend als
„Ausschuß“ bezeichnet  unterstützt, der sich aus Vertre-
tern der Mitgliedstaaten zusammensetzt und in dem der
Vertreter der Kommission den Vorsitz führt.

(2) Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so
unterbreitet der Vertreter der Kommission dem Ausschuß
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter
Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden
Frage festsetzen kann. Die Stellungnahme wird mit der
Mehrheit abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des
Vertrags für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der
Kommission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei
der Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der
Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten
Artikel gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim-
mung nicht teil.

Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnahmen,
wenn sie mit der Stellungnahme des Ausschusses über-
einstimmen.

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der Stel-
lungnahme des Ausschusses nicht überein oder liegt
keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die Kommission
dem Rat unverzüglich einen Vorschlag für die zu tref-
fenden Maßnahmen. Der Rat beschließt mit qualifizierter
Mehrheit.

Hat der Rat innerhalb von drei Monaten nach seiner
Befassung keinen Beschluß gefaßt, so werden die vorge-
schlagenen Maßnahmen von der Kommission erlassen.

Artikel 14

(1) Die Kommission kann Sofortmaßnahmen finan-
zieren, deren Mittelbedarf 2 Millionen EUR nicht über-
schreitet. Sofortmaßnahmen werden als notwendig
erachtet, wenn sich aufgrund der gewaltsamen Unterbre-
chung des Demokratisierungsprozesses oder aufgrund
einer Krisensituation oder einer außergewöhnlichen und
unmittelbar drohenden Gefahr für die gesamte Bevölke-
rung oder einen Teil der Bevölkerung eines Landes, die
eine ernste Bedrohung für die Grundrechte und -frei-
heiten des einzelnen bedeutet, ein plötzlicher und unvor-
hersehbarer Bedarf ergibt.

(2) Sind diese Bedingungen erfüllt, so wird die
Kommission nach Konsultierung der Mitgliedstaaten
tätig und bedient sich hierzu der wirksamsten Mittel. Die
Mitgliedstaaten verfügen über eine Frist von fünf Arbeits-
tagen, um Einwände geltend zu machen. Werden
Einwände erhoben, so wird die Frage von dem in Artikel
13 genannten Ausschuß in seiner nächstfolgenden
Sitzung geprüft.

(3) Die Kommission unterrichtet den in Artikel 13
genannten Ausschuß in seiner nächstfolgenden Sitzung
von allen Sofortmaßnahmen, die gemäß diesen Bestim-
mungen finanziert werden.

Artikel 15

Der Ausschuß kann jede allgemeine oder spezifische
Frage im Zusammenhang mit der Gemeinschaftshilfe in
diesem Bereich prüfen und sollte auch dazu dienen, den
für Drittländer bestimmten Maßnahmen der Europä-
ischen Union auf dem Gebiet der Menschenrechte und
der Demokratisierung stärkere Kohärenz zu verleihen.
Einmal im Jahr erfolgt eine Prüfung der für das darauffol-
gende Haushaltsjahr vorgesehenen Planung oder ein
Gedankenaustausch über die allgemeinen Leitlinien für
die im kommenden Jahr aufgrund dieser Verordnung
durchzuführenden Maßnahmen.

Artikel 16

(1) Die Kommission nimmt regelmäßig Evaluierungen
der von der Gemeinschaft aufgrund dieser Verordnung
finanzierten Maßnahmen vor, um festzustellen, ob die mit
diesen Maßnahmen verfolgten Ziele erreicht wurden, und
um Leitlinien zur Erhöhung der Wirksamkeit künftiger
Maßnahmen festzulegen. Die Kommission unterbreitet
dem Ausschuß eine Zusammenfassung der Evaluie-
rungen, die gegebenenfalls vom Ausschuß geprüft werden
können. Die Evaluierungsberichte stehen den Mitglied-
staaten auf Wunsch zur Verfügung.

(2) Auf Ersuchen der Mitgliedstaaten und unter deren
Mitwirkung kann die Kommission auch die Ergebnisse
der in dieser Verordnung genannten Maßnahmen und
Gemeinschaftsprogramme evaluieren.
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Artikel 17

In jedem aufgrund dieser Verordnung geschlossenen
Finanzierungsvertrag oder -abkommen ist insbesondere
vorgesehen, daß die Kommission und der Rechnungshof
vor Ort und am Sitz der in Artikel 4 Absatz 1 genannten
Partner nach den von der Kommission im Rahmen der
geltenden Vorschriften festgelegten üblichen Modalitäten,
insbesondere nach den in der Haushaltsordnung für den
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaft
vorgesehenen Verfahren, Kontrollen vornehmen können.

Artikel 18

(1) Spätestens einen Monat, nachdem sie ihren
Beschluß gefaßt hat, unterrichtet die Kommission die
Mitgliedstaaten von den genehmigten Maßnahmen und
Projekten, wobei sie die Höhe der Beträge, die Art der
Maßnahmen und Projekte, das jeweilige Empfängerland
und die Partner angibt.

(2) Nach Ablauf eines jeden Haushaltsjahres legt die
Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat
einen Jahresbericht vor, der eine Zusammenfassung der
im Laufe des Haushaltsjahres finanzierten Maßnahmen
enthält.

Die Zusammenfassung enthält insbesondere Angaben
über die Partner, mit denen die in Artikel 1 genannten
Maßnahmen durchgeführt wurden.

Ferner umfaßt der Bericht eine Synthese der von unab-
hängigen Sachverständigen vorgenommenen Evaluie-
rungen und gegebenenfalls Vorschläge für spezifische
Maßnahmen.

Artikel 19

Drei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung legt die
Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat
eine Gesamtevaluierung der von der Gemeinschaft im
Rahmen dieser Verordnung finanzierten Maßnahmen vor,
gegebenenfalls zusammen mit geeigneten Vorschlägen für
die künftige Anwendung dieser Verordnung.

Artikel 20

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften in Kraft.

Sie gilt bis zum 31. Dezember 2004.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 29. April 1999.

Im Namen des Rates

Der Präsident

W. MÜLLER
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VERORDNUNG (EG) Nr. 976/1999 DES RATES

vom 29. April 1999

zur Festlegung der Bedingungen für die Durchführung von anderen als die
Entwicklungszusammenarbeit betreffenden Gemeinschaftsmaßnahmen, die im
Rahmen der Gemeinschaftspolitik auf dem Gebiet der Zusammenarbeit zu dem
allgemeinen Ziel der Fortentwicklung und Festigung der Demokratie und des
Rechtsstaats sowie zur Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten in

Drittländern beitragen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 235,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Es empfiehlt sich, die Modalitäten der Durchfüh-
rung von anderen als die Entwicklungszusammen-
arbeit betreffenden Gemeinschaftsmaßnahmen, die
im Rahmen der in Drittländern durchgeführten
Gemeinschaftspolitik auf dem Gebiet der Zusam-
menarbeit zu dem allgemeinen Ziel der Fortent-
wicklung und Festigung der Demokratie und des
Rechtsstaats sowie zur Wahrung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten in Drittländern
beitragen, festzulegen.

(2) Zusammen mit der vorliegenden Verordnung hat
der Rat die Verordnung (EG) Nr. 975/1999 des
Rates vom 29. April 1999 zur Festlegung der
Bedingungen für die Durchführung von
Maßnahmen auf dem Gebiet der Entwicklungszu-
sammenarbeit, die zu dem allgemeinen Ziel der
Fortentwicklung und Festigung der Demokratie
und des Rechtsstaats sowie zur Wahrung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten beitragen (3),
angenommen.

(3) Im Rahmen der bestehenden Programme für die
Zusammenarbeit mit Drittländern, einschließlich
TACIS, PHARE, MEDA und der Verordnung
betreffend den Wiederaufbau in Bosnien-Herzego-
wina, sowie auch im Rahmen künftiger solcher
Kooperationsmaßnahmen auf der Grundlage von
Artikel 235 des Vertrags sind Maßnahmen
notwendig, die zu dem allgemeinen Ziel der Fort-
entwicklung und Festigung der Demokratie und
des Rechtsstaats sowie zur Wahrung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten in Drittländern
beitragen.

(4) Gemäß Artikel F Absatz 2 des Vertrags über die
Europäische Union achtet die Union die Grund-
rechte, wie sie in der am 4. November 1950 in
Rom unterzeichneten Europäischen Konvention
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den

gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der
Mitgliedstaaten als allgemeine Rechtsgrundsätze
ergeben.

(5) Die Politik der Europäischen Gemeinschaft auf
dem Gebiet des Schutzes der Menschenrechte und
der Förderung der demokratischen Grundsätze
wird von der Auffassung bestimmt, daß die
Menschenrechte universell und unteilbar sind, zwei
Grundsätze, auf denen das internationale System
zum Schutz der Menschenrechte beruht.

(6) Die Politik der Europäischen Gemeinschaft auf
dem Gebiet des Schutzes der Menschenrechte und
der Förderung der demokratischen Grundsätze läßt
sich von den allgemeinen Grundsätzen leiten, die
in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte,
dem Internationalen Pakt über bürgerliche und
politische Rechte und dem Internationalen Pakt
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
verankert sind.

(7) Die Gemeinschaft erkennt an, daß alle Menschen-
rechte wechselseitig miteinander zusammen-
hängen. Fortschritte bei der wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung und bei der Erlangung
bürgerlicher und politischer Rechte müssen sich
wechselseitig fördern.

(8) Die Achtung des humanitären Völkerrechts muß
als Teil der Menschenrechte im Sinne dieser
Verordnung gelten; dabei zugrunde zu legen sind
auch die Genfer Konventionen von 1949 nebst den
Zusatzprotokollen von 1977, die Genfer Konven-
tion von 1951 über die Rechtsstellung der Flücht-
linge und die Konvention von 1948 über die
Verhütung und Bestrafung des Völkermords sowie
andere vertragliche oder gewohnheitsrechtliche
Normen des Völkerrechts.

(9) In der vom Rat und den im Rat vereinigten Vertre-
tern der Mitgliedstaaten am 28. November 1991
gefaßten Entschließung über Menschenrechte,
Demokratie und Entwicklung sind die Orientie-
rungen, Verfahren und konkreten Aktionslinien
definiert, die dazu dienen, neben den wirtschaftli-
chen und sozialen Rechten den bürgerlichen und
politischen Freiheiten im Rahmen eines auf der
Achtung der Menschenrechte basierenden reprä-
sentativen politischen Systems Geltung zu
verschaffen.

(1) ABl. C 282 vom 18.9.1997, S. 14.
(2) Stellungnahme vom 14. April 1999 (noch nicht im Amtsblatt

veröffentlicht).
(3) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.
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(10) Der Politik der Europäischen Gemeinschaft zur
Wahrung der Menschenrechte und der demokrati-
schen Grundsätze liegt ein positives und konstruk-
tives Konzept zugrunde, das die Menschenrechte
und die demokratischen Grundsätze als Thema von
gemeinsamem Interesse für die Gemeinschaft und
ihre Partner sowie als Element des Dialogs begreift,
aus dem Initiativen zur effektiven Achtung dieser
Grundsätze hervorgehen können.

(11) Dieses positive Konzept sollte in der Durchfüh-
rung von Maßnahmen zur Unterstützung des
Demokratisierungsprozesses, zur Festigung des
Rechtsstaats und zur Entwicklung einer pluralisti-
schen und demokratischen Bürgergesellschaft
sowie in der Durchführung vertrauensbildender
Maßnahmen, die darauf abzielen, Konflikte zu
verhüten, die Friedensbemühungen zu unterstützen
und zu verhindern, daß Verbrechen ungeahndet
bleiben, seinen Niederschlag finden.

(12) Daher sollten die zur Förderung der diesbezügli-
chen positiven Maßnahmen zugunsten der
einzelnen Länder eingesetzten Finanzmittel
entsprechend den geographischen Programmen
und in Verbindung mit den anderen Entwicklungs-
instrumenten verwendet werden, um so ihre Wirk-
samkeit zu erhöhen.

(13) Es ist auch darauf zu achten, daß diese Maßnahmen
mit dem außenpolitischen Handeln der Europä-
ischen Union insgesamt, einschließlich der
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, in
Einklang stehen.

(14) Zielgruppen dieser Maßnahmen sind insbesondere
Diskriminierte, unter Armut oder Benachteiligung
leidende Menschen, Kinder, Frauen, Flüchtlinge,
Migranten, Minderheiten, Vertriebene, indigene
Völker, Gefangene und Folteropfer.

(15) Die von der Gemeinschaft geleistete Unterstützung
des Demokratisierungsprozesses sowie der
Wahrung der rechtsstaatlichen Grundsätze im
Rahmen eines die persönlichen Grundfreiheiten
achtenden politischen Systems trägt zur Verwirkli-
chung der Ziele der verschiedenen zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und ihren Partnern
geschlossenen Abkommen bei, aufgrund deren die
Wahrung der Menschenrechte und der demokrati-
schen Grundsätze ein wesentliches Element der
Beziehungen zwischen den Vertragsparteien ist.

(16) Zur Gewährleistung von Qualität, Wirkung und
Kontinuität der Maßnahmen müßten insbesondere
Mehrjahresprogramme zum Schutz der Menschen-
rechte und zur Förderung der Demokratie vorge-
sehen werden, die in Abstimmung mit den Regie-
rungen der betreffenden Länder im Geiste der Part-
nerschaft und unter Berücksichtigung der spezifi-

schen Bedürfnisse dieser Länder vorzubereiten
wären.

(17) Die Durchführung einer wirksamen und kohä-
renten Aktion setzt voraus, daß die besonderen
Merkmale der Politik zugunsten der Menschen-
rechte und der demokratischen Grundsätze insbe-
sondere durch die Einführung flexibler, transpa-
renter und zügiger Beschlußfassungsverfahren
hinsichtlich der Finanzierung der Maßnahmen und
Projekte in diesem Bereich berücksichtigt werden.

(18) Die Gemeinschaft muß in der Lage sein, auf
Notlagen oder Situationen von besonderer Trag-
weite rasch zu reagieren, um so die Glaubwürdig-
keit und Wirksamkeit des Engagements der
Gemeinschaft für Menschenrechte und Demokratie
in den Ländern, in denen solche Situationen
eintreten, zu stärken.

(19) Insbesondere bei den für die Gewährung von
Zuschüssen und die Evaluierung von Projekten
geltenden Verfahren muß den Besonderheiten der
Empfänger der Gemeinschaftshilfe in diesem
Bereich Rechnung getragen werden, und zwar vor
allem dem Nichterwerbscharakter ihrer Arbeit, den
Gefahren, denen sich die häufig freiwilligen Mitar-
beiter in einer zuweilen feindlichen Umgebung
aussetzen, sowie ihrem geringen Handlungsspiel-
raum, was ihre Eigenmittel anbetrifft.

(20) Die Entwicklung der Bürgergesellschaft muß ihre
konkrete Ausprägung insbesondere darin finden,
daß neue Akteure auftreten und sich organisieren,
und die Gemeinschaft kann sich dabei veranlaßt
sehen, in den begünstigten Drittländern Partner,
die auf keine einschlägigen Erfahrungen zurück-
greifen können, finanziell zu unterstützen.

(21) Die Beschlüsse über die Gewährung einer finan-
ziellen Unterstützung für Projekte zum Schutz der
Menschenrechte und zur Wahrung der demokrati-
schen Grundsätze werden unparteiisch und ohne
Ansehen der Rasse, der Religion, der Kultur, der
sozialen Stellung oder der ethnischen Zugehörig-
keit der Empfängerorganisationen und der
Personen oder Personengruppen gefaßt, an die sich
die geförderten Projekte wenden; politische Erwä-
gungen dürfen für die Beschlüsse nicht maßgeblich
sein.

(22) Es empfiehlt sich, die Modalitäten für die Durch-
führung und Verwaltung der aus dem Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften finan-
zierten Gemeinschaftshilfe für den Schutz der
Menschenrechte und die Förderung der demokrati-
schen Grundsätze festzulegen.

(23) Die Umsetzung dieser Maßnahmen trägt zur
Verwirklichung der Ziele der Gemeinschaft bei; der
Vertrag enthält Befugnisse für die Annahme dieser
Verordnung nur in Artikel 235.
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(24) In diese Verordnung wird für die gesamte Laufzeit
des Programms ein als finanzieller Bezugsrahmen
im Sinne von Nummer 2 der Erklärung des
Europäischen Parlaments, des Rates und der
Kommission vom 6. März 1995 (1) dienender
Betrag eingesetzt, ohne daß dadurch die im Vertrag
festgelegten Befugnisse der Haushaltsbehörde
berührt werden 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

Ziele

Artikel 1

Mit dieser Verordnung sollen die Modalitäten der Durch-
führung von anderen als die Entwicklungszusammenar-
beit betreffenden Gemeinschaftsmaßnahmen festgelegt
werden, die im Rahmen der in Drittländern durchge-
führten Gemeinschaftspolitik auf dem Gebiet der Zusam-
menarbeit zu dem allgemeinen Ziel der Fortentwicklung
und Festigung der Demokratie und des Rechtsstaats sowie
zur Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten
beitragen.

Die in dieser Verordnung aufgeführten Maßnahmen
werden im Gebiet der Drittländer durchgeführt oder
stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit in den
Drittländern eintretenden Situationen.

Artikel 2

Die in dieser Verordnung festgelegten Modalitäten gelten
für Maßnahmen in den unter die Artikel 3 und 4
fallenden Bereichen, die im Rahmen der bestehenden
Kooperationsprogramme mit Drittländern, einschließlich
TACIS (2), PHARE (3) und MEDA (4) sowie der Verord-
nungen betreffend Bosnien-Herzegowina (5), oder im
Rahmen künftiger auf Artikel 235 des Vertrags zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft gestützter Gemein-
schaftsmaßnahmen, die die Zusammenarbeit mit Dritt-
ländern in diesen Bereichen, aber nicht die Entwick-
lungszusammenarbeit betreffen, durchgeführt werden.

Artikel 3

Innerhalb der mit den Artikeln 1 und 2 festgelegten
Grenzen und im Einklang mit dem außenpolitischen
Handeln der Europäischen Union leistet die Europäische
Gemeinschaft technische und finanzielle Hilfe für
Maßnahmen, mit denen insbesondere die nachstehenden
Ziele verfolgt werden:

1. die Förderung und der Schutz der in der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte und sonstigen interna-
tionalen Verträgen zur Fortentwicklung und Festigung
der Demokratie und des Rechtsstaats verkündeten
Menschenrechte und Grundfreiheiten, nämlich:

a) Förderung und Schutz der bürgerlichen und politi-
schen Rechte;

b) Förderung und Schutz der wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Rechte;

c) Förderung und Schutz der Menschenrechte von
diskriminierten oder unter Armut oder Benachteili-
gung leidenden Menschen, um zur Verringerung
der Armut und der sozialen Ausgrenzung beizu-
tragen;

d) Unterstützung von Minderheiten, ethnischen
Gruppen und autochthonen Völkern;

e) Unterstützung lokaler, nationaler, regionaler oder
internationaler Einrichtungen, einschließlich NRO,
deren Tätigkeiten im Zusammenhang mit der
Wahrung, der Förderung oder dem Schutz der
Menschenrechte stehen;

f) Unterstützung von Rehabilitierungseinrichtungen
für Opfer von Folter und Unterstützung von Orga-
nisationen, die Opfer von Menschenrechtsverlet-
zungen konkrete Hilfe leisten und helfen, die
Bedingungen an Orten, an denen Menschen ihrer
Freiheit beraubt werden, zu verbessern, um so
Folter und Mißhandlung vorzubeugen;

g) Unterstützung von Bildungs- und Sensibilisierungs-
maßnahmen im Bereich der Menschenrechte;

h) Unterstützung von Beobachtungsmaßnahmen im
Bereich der Menschenrechte, einschließlich der
Ausbildung von Menschenrechtsbeobachtern;

i) Förderung der Chancengleichheit und der Verbrei-
tung nichtdiskriminierender Verfahrensweisen,
einschließlich Maßnahmen zur Bekämpfung von
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit;

j) Förderung und Schutz der Grundfreiheiten, wie sie
in dem Internationalen Pakt über bürgerliche und
politische Rechte genannt werden, insbesondere der
Gedankenfreiheit, des Rechts auf freie Meinungsäu-
ßerung und der Gewissensfreiheit sowie des Rechts,
sich seiner eigenen Sprache zu bedienen;

2. die Förderung des Demokratisierungsprozesses, insbe-
sondere:

a) Förderung und Stärkung des Rechtsstaats, insbeson-
dere durch Maßnahmen zur Förderung der Unab-
hängigkeit der Judikative und durch Unterstützung
eines die menschliche Person achtenden Strafvoll-
zugssystems; Unterstützung verfassungsrechtlicher
und gesetzgeberischer Reformen; Unterstützung
von Initiativen zur Abschaffung der Todesstrafe;

(1) ABl. C 102 vom 4.4.1996, S. 4.
(2) Verordnung (EWG) Nr. 2157/91 (ABl. L 201 vom 24.7.1991,

S. 2). Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1279/96 (ABl. L 165 vom 4.7.1996, S. 1).

(3) Verordnung (EWG) Nr. 3906/89 (ABl. L 375 vom 23.12.1989,
S. 11). Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 753/96 (ABl. L 103 vom 26.4.1996, S. 5).

(4) Verordnung (EWG) Nr. 1763/92 (ABl. L 181 vom 1.7.1992,
S. 5). Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1488/96 (ABl. L 189 vom 30.7.1996, S. 1).

(5) Verordnung (EG) Nr. 753/96 (ABl. L 103 vom 26.4.1996, S. 5).
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b) Förderung der Gewaltenteilung, insbesondere der
Unabhängigkeit der Judikative und der Legislative
von der Exekutive, sowie Unterstützung institutio-
neller Reformen;

c) Förderung des Pluralismus sowohl auf politischer
Ebene als auch auf der Ebene der Bürgergesell-
schaft. Hierzu ist es erforderlich, die als Garanten
des pluralistischen Charakters der Gesellschaft
notwendigen Einrichtungen, einschließlich der
Nichtregierungsorganisationen (NRO), zu stärken,
die Unabhängigkeit und das verantwortliche
Handeln der Medien zu fördern sowie für die Pres-
sefreiheit und die Achtung der Vereinigungs- und
Versammlungsfreiheit einzutreten;

d) Förderung einer verantwortungsvollen Führung der
Staatsgeschäfte, insbesondere durch Verbesserung
der Transparenz der Verwaltung und durch Vorbeu-
gung und Bekämpfung der Korruption;

e) Förderung der Beteiligung der Bevölkerung an den
Entscheidungsprozessen auf nationaler, regionaler
und lokaler Ebene, insbesondere durch Förderung
einer gleichberechtigten Beteiligung von Männern
und Frauen im Rahmen der Bürgergesellschaft
sowie am wirtschaftlichen und politischen Leben;

f) Begleitung von Wahlen, insbesondere durch Unter-
stützung unabhängiger Wahlausschüsse, Gewäh-
rung materieller, technischer und juristischer Hilfe
bei der Wahlvorbereitung, einschließlich der
Zusammenstellung der Wählerverzeichnisse, durch
Durchführung von Maßnahmen zur Förderung der
Beteiligung von spezifischen Gruppen  insbeson-
dere Frauen  an den Wahlen und durch Ausbil-
dung von Wahlbeobachtern;

g) Unterstützung staatlicher Bemühungen, die auf die
klare Trennung zwischen zivilen und militärischen
Zuständigkeiten sowie Aufklärung und Schulung
des zivilen und militärischen Personals über die
Bedeutung der Wahrung der Menschenrechte
abstellen;

3. die Unterstützung von Maßnahmen, mit denen die
Achtung der Menschenrechte und die Demokratisie-
rung gefördert werden sollen, um so zur Verhütung
von Konflikten und zur Behandlung von deren Folgen
in engem Benehmen mit den jeweils zuständigen
Gremien beizutragen, und zwar insbesondere von
Maßnahmen folgender Art:

a) Unterstützung der Entwicklung von Kapazitäten
und Kompetenzen, einschließlich der Einrichtung
lokaler Frühwarnsysteme;

b) Unterstützung von Maßnahmen zur Herstellung
einer ausgewogenen Verteilung der Chancen und
zur Überbrückung bestehender Trennungslinien
zwischen Gruppen mit unterschiedlicher Identität;

c) Unterstützung von Maßnahmen zur Erleichterung
eines friedlichen Ausgleichs zwischen verschie-
denen Gruppeninteressen, einschließlich der Unter-
stützung von vertrauensbildenden Maßnahmen auf
dem Gebiet der Menschenrechte und der Demokra-
tisierung, um so zur Verhütung von Konflikten und

zur Wiederherstellung des inneren Friedens beizu-
tragen;

d) Förderung der Durchsetzung des humanitären
Völkerrechts und von dessen Achtung durch alle an
einem Konflikt beteiligten Parteien;

e) Unterstützung internationaler, regionaler und
lokaler Organisationen  einschließlich Nichtre-
gierungsorganisationen , die mit der Verhütung
und Beilegung von Konflikten und mit der
Behandlung von deren Folgen  einschließlich der
Unterstützung der Einrichtung von internationalen
Ad-hoc-Strafgerichten und eines ständigen interna-
tionalen Strafgerichtshofs  und mit der Unterstüt-
zung und Hilfe für die Opfer von Menschenrechts-
verletzungen befaßt sind.

Artikel 4

Im Hinblick auf diese Ziele kann sich die Gemein-
schaftshilfe auf die Finanzierung folgender Maßnahmen
erstrecken:

1. Maßnahmen zur Sensibilisierung, Unterrichtung und
Fortbildung der betreffenden Akteure und der Öffent-
lichkeit;

2. für die Identifizierung und Ausarbeitung der Vorhaben
notwendige Maßnahmen, nämlich:

a) Identifizierungs- und Durchführungsstudien;

b) Austausch von technischen Kenntnissen und Erfah-
rungen zwischen europäischen Einrichtungen und
Einrichtungen der Drittländer;

c) Kosten, die im Zusammenhang mit Ausschrei-
bungen, insbesondere bei der Auswertung der
Angebote und der Ausarbeitung der Projektunter-
lagen, anfallen;

d) Finanzierung von allgemeinen Untersuchungen
über die Gemeinschaftsaktion in den in dieser
Verordnung genannten Bereichen;

3. Durchführung von Vorhaben:

a) technische Hilfsmaßnahmen und ausländisches
sowie inländisches Personal als Beitrag zur Verwirk-
lichung der Vorhaben;

b) Ankauf und/oder Lieferung der für die Durchfüh-
rung der Maßnahmen unerläßlichen Erzeugnisse
oder Materialien, unter außergewöhnlichen
Umständen auch, soweit dies gerechtfertigt ist,
Ankauf oder Anmietung von Immobilien;

c) gegebenenfalls Maßnahmen zur Hervorhebung des
Gemeinschaftscharakters der einschlägigen Maß-
nahmen;

4. Folge-, Kontroll- und Evaluierungsmaßnahmen zu den
Gemeinschaftsmaßnahmen;

5. Erläuterung der Ziele und Ergebnisse dieser
Maßnahmen gegenüber der Öffentlichkeit der betref-
fenden Länder sowie administrative und technische
Unterstützung zum gegenseitigen Nutzen der
Kommission und des Empfängers.
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KAPITEL II

Modalitäten der Durchführung der Hilfe

Artikel 5

(1) Die für eine finanzielle Hilfe aufgrund dieser
Verordnung in Betracht kommenden Partner sind die
regionalen und internationalen Organisationen, die
Nichtregierungsorganisationen, die nationalen, regionalen
und lokalen Verwaltungen und öffentlichen Stellen sowie
die in der Gemeinschaft ansässigen Organisationen,
Einrichtungen und Personen des öffentlichen und
privaten Rechts.

(2) Die von der Gemeinschaft aufgrund dieser Verord-
nung finanzierten Maßnahmen werden von der Europä-
ischen Kommission auf Antrag der in Absatz 1
genannten Partner oder aus eigener Initiative durchge-
führt.

Artikel 6

Die Hilfe der Gemeinschaft kann den in Artikel 5 Absatz
1 genannten Partnern gewährt werden, deren Hauptsitz
sich in einem Drittland, das gemäß der vorliegenden
Verordnung Hilfe von der Gemeinschaft erhält, oder in
einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft befindet, wobei
dieser Sitz das tatsächliche Zentrum aller Entscheidungen
über die im Rahmen dieser Verordnung finanzierten
Maßnahmen sein muß. Ausnahmsweise kann sich der Sitz
in einem anderen Drittland befinden.

Artikel 7

Um festzustellen, ob eine Organisation für eine Finanzie-
rung aus Gemeinschaftsmitteln in Betracht kommt,
werden unbeschadet der institutionellen und politischen
Rahmenbedingungen, unter denen die in Artikel 5 Absatz
1 genannten Partner tätig sind, insbesondere die nachste-
henden Faktoren berücksichtigt:

a) ihr unterschiedsloses Eintreten für die Verteidigung,
Wahrung und Förderung der Menschenrechte und der
demokratischen Grundsätze;

b) ihre Erfahrung auf dem Gebiet der Förderung der
Menschenrechte und der demokratischen Grundsätze;

c) ihre Kapazität im Bereich des Managements und der
Finanzverwaltung;

d) ihre technische und logistische Kapazität im
Verhältnis zu der in Aussicht genommenen
Maßnahme;

e) gegebenenfalls die Ergebnisse der zuvor durchge-
führten Maßnahmen, insbesondere derjenigen, die aus
Gemeinschaftsmitteln finanziert wurden;

f) ihre Fähigkeit, die Zusammenarbeit mit anderen
Akteuren der Bürgergesellschaft in den betreffenden
Drittländern zu entwickeln und örtliche Organisa-
tionen, die gegenüber der Bürgergesellschaft rechen-
schaftspflichtig sind, direkt zu unterstützen.

Artikel 8

(1) Die Hilfe wird den in Artikel 5 Absatz 1 genannten
Partnern nur gewährt, wenn sie sich verpflichten, die von
der Kommission festgelegten Bedingungen für die Zutei-
lung und die Durchführung, zu deren Einhaltung sie sich
vertraglich verpflichtet haben, zu erfüllen.

(2) Jede Maßnahme, der die Hilfe der Gemeinschaft
zugute kommt, wird entsprechend den im Finanzierungs-
beschluß der Kommission festgelegten Zielen durchge-
führt.

(3) Die Hilfe der Gemeinschaft aufgrund dieser
Verordnung wird in Form von Zuschüssen gewährt.

(4) Soweit im Zusammenhang mit den Maßnahmen
zwischen der Gemeinschaft und den begünstigten
Ländern Finanzierungsabkommen geschlossen werden,
ist darin vorzusehen, daß Steuern, Zölle und sonstige
Abgaben nicht von der Gemeinschaft finanziert werden.

Artikel 9

(1) Die Teilnahme an Ausschreibungen steht allen
natürlichen und juristischen Personen des Empfänger-
landes und der Mitgliedstaaten zu gleichen Bedingungen
offen. Sie kann in ordnungsgemäß begründeten Ausnah-
mefällen auf andere Länder ausgedehnt werden.

(2) Die Lieferungen stammen aus den Mitgliedstaaten
oder dem Empfängerland. In ordnungsgemäß begrün-
deten Ausnahmefällen können sie aus anderen Ländern
stammen.

Artikel 10

(1) Zur Erreichung der angestrebten Kohärenz und
Komplementarität und um eine optimale Wirksamkeit
der Maßnahmen insgesamt zu gewährleisten, kann die
Kommission in engem Benehmen mit den Mitglied-
staaten alle erforderlichen Koordinierungsmaßnahmen
treffen.

(2) In jedem Fall fördert die Kommission für die
Zwecke des Absatzes 1

a) die Einrichtung eines Systems für den Austausch und
die systematische Analyse von Informationen über die
finanzierten Maßnahmen sowie die Maßnahmen,
deren Finanzierung von der Gemeinschaft und den
Mitgliedstaaten in Aussicht genommen wird;

b) die an Ort und Stelle erfolgende Koordinierung der
Durchführung der Maßnahmen im Wege regelmäßiger
Sitzungen zwecks Informationsaustausch zwischen den
Vertretern der Kommission und der Mitgliedstaaten
im Empfängerland;

c) die Förderung eines kohärenten Konzepts für die
humanitäre Hilfe und, soweit irgend möglich, die
Berücksichtigung des Schutzes der Menschenrechte
bei der humanitären Hilfe.
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KAPITEL III

Verfahren zur Durchführung der Maßnahmen

Artikel 11

Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag für
die Durchführung dieser Verordnung beläuft sich für den
Zeitraum 1999 bis 2004 auf 150 Millionen EUR.

Die jährlichen Mittel werden von der Haushaltsbehörde
innerhalb der durch die Finanzielle Vorausschau
gesetzten Grenzen bewilligt.

Artikel 12

Der Kommission obliegt die Prüfung, die Genehmigung
und die Verwaltung, die Überwachung und die Evaluie-
rung der in dieser Verordnung genannten Maßnahmen
entsprechend den Haushalts- und sonstigen geltenden
Verfahren. Sie legt die Bedingungen für die Zuteilung,
Bereitstellung und Durchführung der in dieser Verord-
nung vorgesehenen Hilfen fest.

Artikel 13

(1) Nach dem Verfahren des Artikels 14 Absatz 2 wird
von der Kommission folgendes festgelegt:
 die Beschlüsse über Maßnahmen, die aufgrund dieser

Verordnung mit jeweils mehr als 1 Millionen EUR
finanziert werden, sowie jede Änderung, durch die der
ursprünglich für die betreffende Maßnahme festge-
setzte Betrag um mehr als 20 % überschritten wird;

 die Aktionsprogramme, die als kohärenter Aktions-
rahmen für ein bestimmtes Land oder eine bestimmte
Region oder zu einem speziellen Thema dienen, wenn
der festgestellte Bedarf insbesondere wegen seines
Umfangs und seiner Komplexität weiterbesteht.

(2) Die Kommission unterrichtet den in Artikel 14
genannten Ausschuß davon, welche Finanzierungsbe-
schlüsse sie zu Projekten und Programmen über weniger
als 1 Million EUR zu fassen beabsichtigt. Die Unterrich-
tung erfolgt spätestens eine Woche vor der Beschlußfas-
sung.

Artikel 14

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuß  im
folgenden als „Ausschuß für Menschenrechte und Demo-
kratie“ bezeichnet  unterstützt, der nach Artikel 13 der
Verordnung (EG) Nr. 975/1999 eingesetzt wurde.

(2) Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so
unterbreitet der Vertreter der Kommission dem Ausschuß
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter
Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden
Frage festsetzen kann. Die Stellungnahme wird mit der
Mehrheit abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des
Vertrags für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der

Kommission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei
der Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der
Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten
Artikel gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim-
mung nicht teil.

Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnahmen,
wenn sie mit der Stellungnahme des Ausschusses über-
einstimmen.

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen nicht mit der
Stellungnahme des Ausschusses überein oder liegt keine
Stellungnahme vor, so unterbreitet die Kommission dem
Rat unverzüglich einen Vorschlag für die zu treffenden
Maßnahmen. Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehr-
heit.

Hat der Rat innerhalb von drei Monaten nach seiner
Befassung keinen Beschluß gefaßt, so werden die vorge-
schlagenen Maßnahmen von der Kommission erlassen.

Artikel 15

(1) Die Kommission kann Sofortmaßnahmen finan-
zieren, deren Mittelbedarf 2 Millionen EUR nicht über-
schreiten darf. Sofortmaßnahmen werden als notwendig
erachtet, wenn sich aufgrund der gewaltsamen Unterbre-
chung des Demokratisierungsprozesses oder aufgrund
einer Krisensituation oder einer außergewöhnlichen und
unmittelbar drohenden Gefahr für die gesamte Bevölke-
rung oder einen Teil der Bevölkerung eines Landes, die
eine ernste Bedrohung für die Grundrechte und -frei-
heiten des einzelnen bedeutet, ein plötzlicher und unvor-
hersehbarer Bedarf ergibt.

(2) Sind diese Bedingungen erfüllt, so wird die
Kommission nach Konsultierung der Mitgliedstaaten
tätig und bedient sich hierzu der wirksamsten Mittel. Die
Mitgliedstaaten verfügen über eine Frist von fünf Arbeits-
tagen, um Einwände geltend zu machen. Werden
Einwände erhoben, so wird die Frage von dem in Artikel
14 genannten Ausschuß in seiner nächstfolgenden
Sitzung geprüft.

(3) Die Kommission unterrichtet den in Artikel 14
genannten Ausschuß in seiner nächstfolgenden Sitzung
von allen Sofortmaßnahmen, die gemäß diesen Bestim-
mungen finanziert werden.

Artikel 16

Der Ausschuß kann jede allgemeine oder spezifische
Frage im Zusammenhang mit der Gemeinschaftshilfe in
diesem Bereich prüfen und sollte auch dazu dienen, den
für Drittländer bestimmten Maßnahmen der Europä-
ischen Union auf dem Gebiet der Menschenrechte und
der Demokratisierung stärkere Kohärenz zu verleihen.
Einmal im Jahr erfolgt eine Prüfung der für das darauffol-
gende Haushaltsjahr vorgesehenen Planung oder ein
Gedankenaustausch über die allgemeinen Leitlinien für
die im kommenden Jahr aufgrund dieser Verordnung
durchzuführenden Maßnahmen.
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Artikel 17

(1) Die Kommission nimmt regelmäßig Evaluierungen
der von der Gemeinschaft aufgrund dieser Verordnung
finanzierten Maßnahmen vor, um festzustellen, ob die mit
diesen Maßnahmen verfolgten Ziele erreicht wurden, und
um Leitlinien zur Erhöhung der Wirksamkeit künftiger
Maßnahmen festzulegen. Die Kommission unterbreitet
dem Ausschuß eine Zusammenfassung der Evaluie-
rungen, die gegebenenfalls vom Ausschuß geprüft werden
können. Die Evaluierungsberichte stehen den Mitglied-
staaten auf Wunsch zur Verfügung.

(2) Auf Ersuchen der Mitgliedstaaten und unter deren
Mitwirkung kann die Kommission auch die Ergebnisse
der in dieser Verordnung genannten Maßnahmen und
Gemeinschaftsprogramme evaluieren.

Artikel 18

In jedem aufgrund dieser Verordnung geschlossenen
Finanzierungsvertrag oder -abkommen wird insbesondere
vorgesehen, daß die Kommission und der Rechnungshof
vor Ort und am Sitz der in Artikel 5 Absatz 1 genannten
Partner nach den von der Kommission im Rahmen der
geltenden Vorschriften festgelegten üblichen Modalitäten,
insbesondere nach den in der Haushaltsordnung der
Europäischen Gemeinschaft vorgesehenen Verfahren,
Kontrollen vornehmen können.

Artikel 19

(1) Spätestens einen Monat, nachdem sie ihren
Beschluß gefaßt hat, unterrichtet die Kommission die
Mitgliedstaaten von den genehmigten Maßnahmen und

Projekten, wobei sie die Höhe der Beträge, die Art der
Maßnahmen und Projekte, das jeweilige Empfängerland
und die Partner angibt.

(2) Nach Ablauf eines jeden Haushaltsjahres legt die
Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat
einen Jahresbericht vor, der eine Zusammenfassung der
im Laufe des Haushaltsjahres finanzierten Maßnahmen
enthält.

Die Zusammenfassung enthält insbesondere Angaben
über die Partner, mit denen die in Artikel 1 genannten
Maßnahmen durchgeführt wurden.

Ferner umfaßt der Bericht eine Synthese der von unab-
hängigen Sachverständigen vorgenommenen Evaluie-
rungen und gegebenenfalls Vorschläge für spezifische
Maßnahmen.

Artikel 20

Drei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung legt die
Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat
eine Gesamtevaluierung der von der Gemeinschaft im
Rahmen dieser Verordnung finanzierten Maßnahmen vor,
gegebenenfalls zusammen mit geeigneten Vorschlägen für
die künftige Anwendung dieser Verordnung.

Artikel 21

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften in Kraft.

Sie gilt bis zum 31. Dezember 2004.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 29. April 1999.

Im Namen des Rates

Der Präsident

W. MÜLLER
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VERORDNUNG (EG) Nr. 977/1999 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1999

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst
und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der
Kommission vom 21. Dezember 1994 mit Durch-
führungsbestimmungen zur Einfuhrregelung für Obst
und Gemüse (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem

Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festge-
legt.

In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94
genannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle
im Anhang zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66.
(2) ABl. L 198 vom 15.7.1998, S. 4.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 8. 5. 1999L 120/16

ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 7. Mai 1999 zur Festlegung pauschaler Einfuhr-
werte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 67,5
204 87,9
999 77,7

0707 00 05 052 77,4
628 133,3
999 105,4

0709 10 00 220 206,1
999 206,1

0709 90 70 052 48,5
999 48,5

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 204 42,0
212 64,7
600 71,3
624 47,1
999 56,3

0805 30 10 052 50,3
999 50,3

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 86,7
400 82,6
508 77,9
512 81,0
528 70,7
720 82,3
804 105,4
999 83,8

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2317/97 der Kommission (ABl. L 321 vom 22.11.1997,
S. 19). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 978/1999 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1999

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Beihilfe für Butterfett für die 203. Sonder-
ausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung

(EWG) Nr. 429/90

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1587/96 (2), insbesondere
auf Artikel 7a Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 429/90 der Kommis-
sion vom 20. Februar 1990 über die Gewährung einer
Beihilfe im Ausschreibungsverfahren für Butterfett zum
unmittelbaren Verbrauch in der Gemeinschaft (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 124/1999 (4),
führen die Interventionsstellen im Hinblick auf die
Gewährung einer Beihilfe für Butterfett eine Daueraus-
schreibung durch. Nach Artikel 6 derselben Verordnung
wird aufgrund der je Sonderausschreibung eingegangenen
Angebote eine Höchstbeihilfe für Butterfett mit einem
Mindestfettgehalt von 96 % festgesetzt, oder es wird der
Ausschreibung nicht stattgegeben. Die Bestimmungssi-
cherheit muß entsprechend festgesetzt werden.

In Anbetracht der eingegangenen Angebote ist die
Höchstbeihilfe auf die nachstehend genannte Höhe fest-
zusetzen und die entsprechende Bestimmungssicherheit
festzulegen.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der
Verordnung (EWG) Nr. 429/90 durchzuführende 203.
Sonderausschreibung werden die Höchstbeihilfe und die
Bestimmungssicherheit wie folgt festgesetzt:

 Höchstbeihilfe: 117 EUR/100 kg,

 Bestimmungssicherheit: 129 EUR/100 kg.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 148 vom 28.6.1968, S. 13.
(2) ABl. L 206 vom 16.8.1996, S. 21.
(3) ABl. L 45 vom 21.2.1990, S. 8.
(4) ABl. L 16 vom 21.1.1999, S. 19.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 979/1999 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1999

zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für Butter und der Beihilfehöchstbe-
träge für Rahm, Butter und Butterfett für die 31. Einzelausschreibung im

Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1587/96 (2), insbesondere
auf Artikel 6 Absätze 3 und 6 und Artikel 12 Absatz 3,
in Erwägung nachstehender Gründe:
Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 der Kommis-
sion vom 15. Dezember 1997 über den Verkauf von
Billigbutter und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm,
Butter und Butterfett für die Herstellung von Backwaren,
Speiseeis und anderen Lebensmitteln (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 494/1999 (4), verkaufen
die Interventionsstellen bestimmte Buttermengen aus
ihren Beständen durch Ausschreibung und gewähren für
den Rahm, die Butter und das Butterfett eine Beihilfe.
Nach Artikel 18 der genannten Verordnung werden
aufgrund der auf jede Einzelausschreibung eingegangenen
Angebote ein Mindestverkaufspreis für Butter sowie ein
Beihilfehöchstbetrag für Rahm, Butter und Butterfett fest-

gesetzt, oder es wird beschlossen, der Ausschreibung
keine Folge zu leisten. Der genannte Mindestverkaufs-
preis und der betreffende Beihilfehöchstbetrag können je
nach Verwendungszweck, Milchfettgehalt der Butter und
Verarbeitungsweise differenziert werden. Die Höhe der
Verarbeitungssicherheit(en) ist entsprechend festzulegen.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 31. Einzelausschreibung im Rahmen der mit der
Verordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Daueraus-
schreibung sind die Beihilfehöchstbeträge sowie die
Verarbeitungssicherheiten in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 148 vom 28.6.1968, S. 13.
(2) ABl. L 206 vom 16.8.1996, S. 21.
(3) ABl. L 350 vom 20.12.1997, S. 3.
(4) ABl. L 59 vom 6.3.1999, S. 17.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission 7. Mai 1999 zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für
Butter und der Beihilfehöchstbeträge für Rahm, Butter und Butterfett für die 31. Einzelausschrei-

bung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß Verordnung (EG) Nr. 2571/97

(EUR/100 kg)

Formel A B

Verarbeitungsweise Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Mindest-
verkaufs- Butter

In unverändertem
Zustand    

preis A 82 %
Butterfett    

Verarbeitungssicherheit

In unverändertem
Zustand    

Butterfett    

Butter A 82 % 95 91  91

Beihilfe-
Butter : 82 % 92 88  88

höchstbetrag
Butterfett 117 113 117 113

Rahm   40 38

Butter 105   
Verar-

beitungs- Butterfett 129  129 
sicherheit

Rahm   44 
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VERORDNUNG (EG) Nr. 980/1999 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1999

zur Festsetzung des Höchstankaufspreises für Butter bei der im Rahmen der
Dauerausschreibung nach der Verordnung (EWG) Nr. 1589/87 durchgeführten

239. Einzelausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1587/96 (2), insbeson-
dere auf Artikel 7a Absatz 1 erster Unterabsatz und
Absatz 3,
in Erwägung nachstehender Gründe:
Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1589/87 der
Kommission vom 5. Juni 1987 über den Ankauf von
Butter durch die Interventionsstellen im Ausschreibungs-
verfahren (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 124/1999 (4), wird unter Berücksichtigung der bei
einer Einzelausschreibung erhaltenen Angebote nach
Maßgabe des geltenden Interventionspreises ein Höchst-

ankaufspreis festgesetzt oder beschlossen, die Ausschrei-
bung aufzuheben.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die nach der Verordnung (EWG) Nr. 1589/87 durch-
geführte 239. Einzelausschreibung, für die die Angebots-
frist am 4. Mai 1999 abgelaufen ist, wird der
Höchstankaufspreis auf 295,38 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 148 vom 28.6.1968, S. 13.
(2) ABl. L 206 vom 16.8.1996, S. 21.
(3) ABl. L 146 vom 6.6.1987, S. 27.
(4) ABl. L 16 vom 21.1.1999, S. 19.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 981/1999 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1999

zur Aussetzung des Ankaufs von Butter in bestimmten Mitgliedstaaten

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1587/96 (2), insbesondere
auf Artikel 7a Absatz 1 Unterabsatz 1 und Artikel 7a
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 777/87 des Rates (3),
zuletzt geändert durch die Akte über den Beitritt Öster-
reichs, Finnlands und Schwedens, wurde festgelegt, unter
welchen Umständen Ankäufe von Butter und Mager-
milchpulver ausgesetzt und danach wieder aufgenommen
und welche alternativen Maßnahmen im Fall der Ausset-
zung getroffen werden können.

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1547/87 der Kommis-
sion (4), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1802/95 (5), wurden die Kriterien bestimmt, nach denen
der Ankauf von Butter durch Ausschreibung in einem
Mitgliedstaat oder, was das Vereinigte Königreich und die
Bundesrepublik Deutschland angeht, in einer Region
eröffnet bzw. ausgesetzt wird.

Mit der Verordnung (EG) Nr. 913/1999 der Kommis-
sion (6) wurde dieser Ankauf in bestimmten Mitglied-
staaten ausgesetzt. Aus den Angaben über die Marktpreise

geht hervor, daß die Bedingung von Artikel 1 Absatz 3
der Verordnung (EWG) Nr. 1547/87 in Deutschland,
Finnland, Frankreich, Italien, Irland, Nordirland, Spanien,
den Niederlanden und Portugal nicht mehr erfüllt ist.
Das Verzeichnis der Mitgliedstaaten, in denen diese
Aussetzung gilt, ist deshalb anzupassen.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der in Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr.
777/87 vorgesehene Ankauf von Butter durch Ausschrei-
bung wird in Belgien, Dänemark, Griechenland, Luxem-
burg, Österreich, Schweden und Großbritannien ausge-
setzt.

Artikel 2

Die Verordnung (EG) Nr. 913/1999 wird aufgehoben.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 148 vom 28.6.1968, S. 13.
(2) ABl. L 206 vom 16.8.1996, S. 21.
(3) ABl. L 78 vom 20.3.1987, S. 10.
(4) ABl. L 144 vom 4.6.1987, S. 12.
(5) ABl. L 174 vom 26.7.1995, S. 27.
(6) ABl. L 114 vom 1.5.1999, S. 37.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 982/1999 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1999

zur Aufhebung bestimmter Verordnungen der Kommission in den Sektoren
frisches und verarbeitetes Obst und Gemüse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates
vom 28. Oktober 1996 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 857/1999 (2), insbesondere auf
Artikel 30 Absatz 7,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2201/96 des Rates
vom 28. Oktober 1996 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und
Gemüse (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 2199/97 (4), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 9,
Artikel 11 Absatz 2 und Artikel 27 Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2799/98 des Rates
vom 15. Dezember 1998 über die agromonetäre Regelung
nach Einführung des Euro (5), insbesondere auf Artikel 3
Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mehrere Rechtsakte in den Sektoren frisches und
verarbeitetes Obst und Gemüse sind hauptsächlich
aufgrund der Änderungen der grundlegenden
Rechtsvorschriften, der Annahme neuer internatio-

naler Kompromisse zwischen der Gemeinschaft
und ihren Handelspartnern sowie bedeutender
Marktentwicklungen gegenstandslos geworden. Im
Interesse der Klarheit, Rechtssicherheit und
Vereinfachung sind diese Rechtsakte daher formell
aufzuheben.

(2) Die in dieser Verordnung vorgesehenen
Maßnahmen entsprechen der gemeinsamen Stel-
lungnahme des Verwaltungsausschusses für frisches
Obst und Gemüse und des Verwaltungsausschusses
für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und
Gemüse 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Anhang genannten Verordnungen werden aufge-
hoben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 297 vom 21.11.1996, S. 1.
(2) ABl. L 108 vom 27.4.1999, S. 7.
(3) ABl. L 297 vom 21.11.1996, S. 29.
(4) ABl. L 303 vom 6.11.1997, S. 1.
(5) ABl. L 349 vom 24.12.1998, S. 1.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften8. 5. 1999 L 120/23

ANHANG

Verordnung (EWG) Nr. 1560/70 der Kommission vom 31. Juli 1970 über die Bedingungen für die Vergabe
von Aufträgen zur Verarbeitung von aus dem Handel gezogenem Obst und Gemüse zu Saft (ABl. L 169 vom
1.8.1970, S. 59)

Verordnung (EWG) Nr. 55/72 der Kommission vom 10. Januar 1972 zur Regelung der Ausschreibungen für
den Absatz von aus dem Handel gezogenem Obst und Gemüse (ABl. L 9 vom 12.1.1972, S. 1)

Verordnung (EWG) Nr. 1596/79 der Kommission vom 26. Juli 1979 über vorbeugende Rücknahmen von
Äpfeln und Birnen (ABl. L 189 vom 27.7.1979, S. 47)

Verordnung (EWG) Nr. 2102/90 der Kommission vom 23. Juli 1990 mit Durchführungsbestimmungen zur
Mitteilung der Zitrusfruchternte (ABl. L 191 vom 24.7.1990, S. 16)

Verordnung (EWG) Nr. 1133/86 der Kommission vom 18. April 1986 über den landwirtschaftlichen Umrech-
nungskurs auf Ausfuhrerstattungen und Einfuhrabschöpfungen bei bestimmten Verarbeitungserzeugnissen aus
Obst und Gemüse (ABl. L 103 vom 19.4.1986, S. 27)

Verordnung (EWG) Nr. 722/88 der Kommission vom 18. März 1988 mit Durchführungsvorschriften zu
Artikel 3 Absatz 1a der Verordnung (EWG) Nr. 426/86 des Rates hinsichtlich der Beihilfe für Tomatenverar-
beitungserzeugnisse (ABl. L 74 vom 19.3.1988, S. 49)

Verordnung (EWG) Nr. 4061/88 der Kommission vom 21. Dezember 1988 mit zusätzlichen Durchführungs-
bestimmungen zu den Lizenzen für die Einfuhr bestimmter Verarbeitungserzeugnisse aus Sauerkirschen mit
Ursprung in Jugoslawien (ABl. L 356 vom 24.12.1988, S. 45)
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VERORDNUNG (EG) Nr. 983/1999 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1999

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem lang-
körnigem Reis im Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß Verordnung

(EG) Nr. 2566/98

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates
vom 22. Dezember 1995 über die gemeinsame Markt-
organisation für Reis (1), geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2072/98 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Durch die Verordnung (EG) Nr. 2566/98 der Kommis-
sion (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestimmung der
Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der Grund-
lage der eingereichten Angebote nach dem Verfahren des
Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 die Festset-
zung einer Höchstausfuhrerstattung beschließen. Bei
Festsetzung dieses Höchstbetrags finden die im Artikel 13
der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 genannten Kriterien
Anwendung. Der Zuschlag wird jedem Bieter erteilt,

dessen Angebot der Höchstausfuhrerstattung entspricht
oder darunter liegt.

Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem
langkörnigem Reis des KN-Codes 1006 30 67 nach
gewissen Drittländern wird im Rahmen der in der
Verordnung (EG) Nr. 2566/98 genannten Ausschreibung
anhand der vom 3. bis zum 6. Mai 1999 eingereichten
Angebote auf 331,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4.
(3) ABl. L 320 vom 28.11.1998, S. 49.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 984/1999 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1999

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr.
2563/98 eingereichten Angebote für die Lieferung von geschältem Langkornreis

nach der Insel Réunion

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates
vom 22. Dezember 1995 über die gemeinsame Markt-
organisation für Reis (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2072/98 (2), insbesondere auf Artikel
10 Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2692/89 der
Kommission vom 6. September 1989 mit Durchführungs-
bestimmungen für die Lieferung von Reis nach
Réunion (3), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Mit der Verordnung (EG) Nr. 2563/98 der Kommission (4)
wurde eine Ausschreibung der Subvention bei der Liefe-
rung von Reis nach der Insel Réunion eröffnet.

Nach Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2692/89 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 22 der
Verordnung (EG) Nr. 3072/95 beschließen, die auf die

Ausschreibung eingegangenen Angebote nicht zu berück-
sichtigen.

Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien der
Artikel 2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2692/89 ist
die Festsetzung einer Höchstsubvention nicht angezeigt.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die vom 3. bis zum 6. Mai 1999 im Rahmen der
Ausschreibung der Subvention bei der Lieferung von
geschältem Langkornreis des KN-Codes 1006 20 98 nach
der Insel Réunion gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2563/
98 eingereichten Angebote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4.
(3) ABl. L 29 vom 7.9.1989, S. 8.
(4) ABl. L 320 vom 28.11.1998, S. 40.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 985/1999 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1999

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittel-
körnigem Rundkornreis und geschliffenem Langkornreis A im Zusammenhang

mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2565/98

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates
vom 22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorga-
nisation für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 2072/98 (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Durch die Verordnung (EG) Nr. 2565/98 der Kommis-
sion (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestimmung der
Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der Grund-
lage der eingereichten Angebote nach dem Verfahren des
Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 die Festset-
zung einer Höchstausfuhrerstattung beschließen. Bei
Festsetzung dieses Höchstbetrags finden die in Artikel 13
der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 genannten Kriterien
Anwendung. Der Zuschlag wird jedem Bieter erteilt,

dessen Angebot der Höchstausfuhrerstattung entspricht
oder darunter liegt.

Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem
mittelkörnigem Rundkornreis und geschliffenem Lang-
kornreis A nach gewissen europäischen Drittländern wird
im Rahmen der in der Verordnung (EG) Nr. 2565/98
genannten Ausschreibung anhand der vom 3. bis zum 6.
Mai 1999 eingereichten Angebote auf 178,00 EUR/t fest-
gesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4.
(3) ABl. L 320 vom 28.11.1998, S. 46.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 986/1999 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1999

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittel-
körnigem Rundkornreis und geschliffenem Langkornreis A im Zusammenhang

mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2564/98

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates
vom 22. Dezember 1995 über die gemeinsame Markt-
organisation für Reis (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2072/98 (2), insbesondere auf Artikel
13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Durch die Verordnung (EG) Nr. 2564/98 der Kommis-
sion (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestimmung der
Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der Grund-
lage der eingereichten Angebote nach dem Verfahren des
Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 die Festset-
zung einer Höchstausfuhrerstattung beschließen. Bei
Festsetzung dieses Höchstbetrags finden die in Artikel 13
der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 genannten Kriterien
Anwendung. Der Zuschlag wird jedem Bieter erteilt,

dessen Angebot der Höchstausfuhrerstattung entspricht
oder darunter liegt.

Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem
mittelkörnigem Rundkornreis und geschliffenem Lang-
kornreis A nach gewissen Drittländern wird im Rahmen
der in der Verordnung (EG) Nr. 2564/98 genannten
Ausschreibung anhand der vom 3. bis zum 6. Mai 1999
eingereichten Angebote auf 147,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4.
(3) ABl. L 320 vom 28.11.1998, S. 43.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 987/1999 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1999

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem
rundkörnigem Reis im Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der

Verordnung (EG) Nr. 770/1999

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates
vom 22. Dezember 1995 über die gemeinsame Markt-
organisation für Reis (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2072/98 (2), insbesondere auf Artikel
13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Durch die Verordnung (EG) Nr. 770/1999 der Kommis-
sion (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestimmung der
Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der Grund-
lage der eingereichten Angebote nach dem Verfahren des
Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 die Festset-
zung einer Höchstausfuhrerstattung beschließen. Bei
Festsetzung dieses Höchstbetrags finden die in Artikel 13
der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 genannten Kriterien
Anwendung. Der Zuschlag wird jedem Bieter erteilt,

dessen Angebot der Höchstausfuhrerstattung entspricht
oder darunter liegt.

Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem
rundkörnigem Reis nach gewissen Drittländern wird im
Rahmen der in der Verordnung (EG) Nr. 770/1999
genannten Ausschreibung anhand der vom 3. bis zum 6.
Mai 1999 eingereichten Angebote auf 201,00 EUR/t fest-
gesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4.
(3) ABl. L 100 vom 15.4.1999, S. 14.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 988/1999 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1999

betreffend die Erteilung von Einfuhrlizenzen für frisches, gekühltes oder gefro-
renes hochwertiges Rindfleisch

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 936/97 der
Kommission vom 27. Mai 1997 zur Eröffnung und
Verwaltung von Zollkontingenten für hochwertiges
frisches, gekühltes oder gefrorenes Rindfleisch und gefro-
renes Büffelfleisch (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 134/1999 (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Verordnung (EG) Nr. 936/97 sieht in den Artikeln 4
und 5 die Bedingungen für Anträge auf und die Erteilung
von Einfuhrlizenzen für das in Artikel 2 Buchstabe f)
genannte Fleisch vor.

Die Verordnung (EG) Nr. 936/97 hat in Artikel 2 Buch-
stabe f) die Menge frischen, gekühlten oder gefrorenen
hochwertigen Rindfleischs mit Ursprung in und Herkunft
aus den Vereinigten Staaten von Amerika und Kanada,
die im Zeitraum vom 1. Juli 1998 bis zum 30. Juni 1999

unter besonderen Bedingungen eingeführt werden kann,
auf 11 500 t festgesetzt.

Es ist darauf hinzuweisen, daß die in dieser Verordnung
vorgesehenen Lizenzen während ihrer gesamten Gültig-
keitsdauer nur unter Berücksichtigung der tierseuchen-
rechtlichen Regelungen verwendet werden können 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Jedem vom 1. bis 5. Mai 1999 eingereichten
Einfuhrlizenzantrag für frisches, gekühltes oder gefrorenes
hochwertiges Rindfleisch gemäß Artikel 2 Buchstabe f)
der Verordnung (EG) Nr. 936/97 wird vollständig stattge-
geben.

(2) Anträge auf Lizenzen können gemäß Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 936/97 in den ersten fünf Tagen des
Monats Juni 1999 für 4 230,623 Tonnen gestellt werden.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 11. Mai 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 137 vom 28.5.1997, S. 10.
(2) ABl. L 17 vom 22.1.1999, S. 22.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 29. April 1999

über die Verabschiedung der dritten Phase des europaweiten Programms zur
Zusammenarbeit im Hochschulbereich (TEMPUS III) (2000-2006)

(1999/311/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 235,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung in
Straßburg vom 8./9. Dezember 1989 den Rat
ersucht, auf der Grundlage eines Vorschlags der
Kommission Maßnahmen festzulegen, um die
Beteiligung der mittel- und osteuropäischen
Länder an Bildungs- und/oder Ausbildungspro-
grammen, analog zu den bestehenden Gemein-
schaftsprogrammen, zu ermöglichen.

(2) Der Rat hat am 18. Dezember 1989 die Verord-
nung (EWG) Nr. 3906/89 über Wirtschaftshilfe für
die Republik Ungarn und die Volksrepublik
Polen (5) (PHARE-Programm) erlassen, die Hilfe in
verschiedenen Bereichen, einschließlich des
Bereichs der Ausbildung, mit dem Ziel vorsieht,
den Prozeß der wirtschaftlichen und sozialen
Reform in den Ländern Mittel- und Osteuropas zu
unterstützen. Der Rat hat am 25. Juni 1996 die
Verordnung (Euratom, EG) Nr. 1279/96 über die

Unterstützung der Neuen Unabhängigen Staaten
und der Mongolei bei ihren Bemühungen um
Gesundung und Neubelebung ihrer Wirtschaft (6)
(TACIS-Programm) erlassen.

(3) Der Rat hat am 29. April 1993 mit dem Beschluß
93/246/EWG die zweite Phase des europaweiten
Programms zur Zusammenarbeit im Hochschulbe-
reich (TEMPUS II) für einen Zeitraum von vier
Jahren, beginnend am 1. Juli 1994 (7), verab-
schiedet. Dieser Beschluß wurde am 21. November
1996 durch den Beschluß 96/663/EG (8) geändert,
um die Laufzeit des Programms auf sechs Jahre zu
verlängern (1994–2000).

(4) Die Länder Mittel- und Osteuropas, die Neuen
Unabhängigen Staaten der ehemaligen Sowjetunion
und die Mongolei, die für eine Förderung durch die
Programme PHARE und TACIS in Frage kommen,
betrachten die Bereiche der Hochschulbildung und
der Ausbildung als die entscheidenden Bereiche für
den Prozeß der wirtschaftlichen und sozialen
Reform.

(5) Die Zusammenarbeit im Hochschulbereich stärkt
und vertieft die Gesamtheit der Beziehungen
zwischen den Völkern Europas, hebt die gemein-
samen kulturellen Werte hervor, ermöglicht einen
lohnenden Meinungsaustausch und erleichtert die
multinationalen Aktivitäten in Wissenschaft,
Kultur, Kunst sowie im wirtschaftlichen und im
sozialen Bereich.

(1) ABl. C 270 vom 29.8.1998, S. 9 und
ABl. C 87 vom 29.3.1999, S. 102.

(2) ABl. C 98 vom 9.4.1999.
(3) ABl. C 40 vom 15.2.1999, S. 23.
(4) ABl. C 51 vom 22.2.1999, S. 86.
(5) ABl. L 375 vom 23.12.1989, S. 11. Verordnung zuletzt geän-

dert durch die Verordnung (EG) Nr. 753/96 (ABI. L 103 vom
26.4.1996, S. 5).

(6) ABl. L 165 vom 4.7.1996, S. 1.
(7) ABl. L 112 vom 6.5.1993, S. 34.
(8) ABl. L 306 vom 28.11.1996, S. 36.
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(6) Die unlängst erfolgte Einführung von TEMPUS in
den nichtassoziierten Ländern Mittel- und Osteu-
ropas, den Neuen Unabhängigen Staaten der
ehemaligen Sowjetunion und in der Mongolei,
deren Bedarf größer und deren Aktionsbereiche
umfassender sind, rechtfertigt voll und ganz die
Weiterführung der eingeleiteten Maßnahmen.

(7) TEMPUS kann außerdem wirksam zum Ausbau der
Hochschulstrukturen beitragen, darunter auch zu
der im Hinblick auf die für die Wirtschaftsreform
erforderliche Weiterentwicklung der Humanres-
sourcen und der beruflichen Qualifikationen. Zur
Verwirklichung dieses Ziels steht kein anderes
Instrument zur Verfügung.

(8) Über die Hochschulen und ihr Personal kann
TEMPUS ferner einen wirksamen Beitrag zur
Entwicklung der Strukturen der öffentlichen
Verwaltung sowie im Bildungs- und Ausbildungs-
bereich in den förderungsberechtigten Ländern
leisten.

(9) TEMPUS kann zum Wiederaufbau der durch die
jüngste Geschichte unterbrochenen Zusammenar-
beit zwischen Nachbarregionen der Gemeinschaft
beitragen. Diese Zusammenarbeit fördert den
Frieden und die Stabilität in Europa.

(10) Die assoziierten Länder, die einen Beitrittsantrag
gestellt und an den Programmen TEMPUS I und II
teilgenommen haben, können nun aufgrund der
gewonnenen Erfahrung an der Seite der Mitglied-
staaten die Partnerländer, die erst später in das
Programm einbezogen wurden, bei der Umstruktu-
rierung ihrer Hochschulsysteme unterstützen.

(11) Nach Artikel 11 des Beschlusses 93/246/EWG
führt die Kommission eine Bewertung der Durch-
führung des TEMPUS-Programms durch und legt
vor dem 30. April 1998 einen Vorschlag zur
Weiterführung oder Anpassung des Programms für
den Zeitraum ab dem 1. Juli 2000 vor.

(12) Die zuständigen Behörden der Länder Mittel- und
Osteuropas, der Neuen Unabhängigen Staaten der
ehemaligen Sowjetunion und der Mongolei, die
Programmteilnehmer, die in den förderungsberech-
tigten Ländern und in der Gemeinschaft für die
Durchführung des Programms zuständigen Stellen
sowie die Sachverständigen und qualifizierten
Vertreter der europäischen Hochschulen bestätigen
die Schlußfolgerungen des Bewertungsberichts, in
dem aufgezeigt wird, daß TEMPUS in den förde-
rungsberechtigten Ländern erfolgreich zur Diversi-
fizierung der Bildungsangebote und zur Zusam-
menarbeit zwischen Hochschulen beiträgt und
damit günstige Voraussetzungen für die Entwick-
lung der wissenschaftlichen, kulturellen und wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit schafft.

(13) Es sollte die Möglichkeit geschaffen werden, eine
wirksame Koordinierung zwischen den
TEMPUS-III-Programmen und anderen gemein-
schaftlichen Aktivitäten mit einer Bildungs- und/
oder Berufsbildungsdimension durchzuführen, um
Interaktionen zu fördern und den zusätzlichen

Nutzen jeder dieser Gemeinschaftsaktivitäten zu
erhöhen.

(14) Im Vertrag sind Befugnisse für den Erlaß dieses
Beschlusses nur in Artikel 235 vorgesehen; die
Voraussetzungen für die Anwendung dieses Arti-
kels sind erfüllt 

BESCHLIESST:

Artikel 1

Laufzeit von TEMPUS III

Die dritte Phase des europaweiten Programms zur
Zusammenarbeit im Hochschulbereich (nachstehend
„TEMPUS III“ genannt) wird für einen Zeitraum von
sechs Jahren, beginnend am 1. Juli 2000, angenommen.

Artikel 2

Förderungsberechtigte Länder

Tempus III betrifft die nichtassoziierten Länder Mittel-
und Osteuropas, die nach der Verordnung (EWG) Nr.
3906/89 (PHARE-Programm) (1) in bezug auf wirtschaft-
liche Hilfsmaßnahmen als förderungsberechtigt eingestuft
werden, sowie die Neuen Unabhängigen Staaten der
ehemaligen Sowjetunion und die Mongolei, die in der
Verordnung (Euratom, EG) Nr. 1279/96 (TACIS-
Programm) erfaßt sind, sofern die Hilfsprogramme für
den genannten Zeitraum verlängert werden. Diese Länder
werden nachstehend als „die förderungsberechtigten
Länder“ bezeichnet.

Ausgehend von einer Bewertung der besonderen Situation
in den einzelnen Ländern einigt sich die Kommission
mit den betreffenden förderungsberechtigten Ländern
nach den Verfahren der genannten Verordnungen
darüber, ob eine Beteiligung an TEMPUS III in Betracht
kommt; ebenso legt sie im Rahmen der nationalen
Planung für die Gemeinschaftshilfen zur Sozial- und
Wirtschaftsreform die Art und die Bedingungen der
Beteiligung fest.

Artikel 3

Einbeziehung assoziierter Länder

An den Maßnahmen im Rahmen von TEMPUS III
können sich auch die assoziierten Länder Mittel- und
Osteuropas beteiligen, um ihre Nachbarländer an den
Errungenschaften von TEMPUS teilhaben zu lassen und
eine grenzüberschreitende und regionale Zusammenar-
beit aufzubauen. Die Zusammenarbeit zwischen TEMPUS
und ERASMUS sollte unter Berücksichtigung der jewei-
ligen Finanzvorschriften und -regelungen gefördert
werden.

(1) Derzeit Albanien, Bosnien-Herzegowina, Ehemalige Jugoslawi-
sche Republik Mazedonien.
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Artikel 4

Begriffsbestimmungen

Im Rahmen von TEMPUS III

a) bezeichnet der Begriff „Hochschule“ alle Arten der
nach der Sekundarstufe weiterführenden Bildungs-
und Berufsbildungseinrichtungen (Hochschuleinrich-
tungen), die im Rahmen einer fortgeschrittenen
Bildung bzw. Berufsbildung Befähigungsnachweise
oder Diplome dieses Niveaus ausstellen, unabhängig
davon, welche Bezeichnung diese Einrichtungen
tragen;

b) bezeichnen die Begriffe „Wirtschaft“ sowie „Unter-
nehmen“ alle Arten von Wirtschaftstätigkeiten, unge-
achtet ihrer Rechtsform, unabhängige Wirtschaftsorga-
nisationen, Industrie- und Handelskammern und/oder
gleichartige Einrichtungen, Berufsverbände, sowie
Ausbildungseinrichtungen der obengenannten Institu-
tionen und Organisationen;

c) bezeichnet der Begriff „Institution“ die lokalen und
staatlichen Behörden sowie die Vertreter der Sozial-
partner und deren Ausbildungseinrichtungen.

Jeder Mitgliedstaat oder jedes förderungsberechtigte Land
kann bestimmen, welche Arten von Einrichtungen im
Sinne von Buchstabe a) sich an TEMPUS III beteiligen
können.

Artikel 5

Ziele

Ziel von TEMPUS III ist es, im Rahmen der allgemeinen
Ziele und Leitlinien der Programme PHARE und TACIS
im Hinblick auf die wirtschaftliche und soziale Reform
die Entwicklung des Hochschulwesens in den förderungs-
berechtigten Ländern durch eine möglichst ausgewogene
Zusammenarbeit mit Partnern aus den Mitgliedstaaten
der Gemeinschaft zu fördern.

Die förderungsberechtigten Länder sollen durch
TEMPUS III vor allem bei der Anpassung ihrer Hoch-
schulen an die neuen Erfordernisse sozioökonomischer
und kultureller Art Unterstützung erhalten, wobei
folgende Probleme angegangen werden:

a) Entwicklung und Überarbeitung von Lehrplänen in
prioritären Bereichen;

b) Reform der Hochschulstrukturen und -einrichtungen
sowie ihrer Verwaltung;

c) Entwicklung berufsbezogener Ausbildungsgänge,
insbesondere durch bessere und umfassendere
Kontakte zur Industrie, um Defizite an speziellen im
Kontext der Wirtschaftsreform erforderlichen Hoch-
schulqualifikationen zu beheben;

d) Beitrag der Hochschulbildung und Ausbildung zur
Entwicklung des Staatsbürgertums und zur Stärkung
der Demokratie.

Bei der Realisierung der Ziele von TEMPUS III stellt die
Kommission sicher, daß die allgemeine Gemeinschafts-
politik im Bereich der Chancengleichheit von Männern
und Frauen beachtet wird. Die Kommission wird ferner

nach Möglichkeit dafür sorgen, daß keine Bevölkerungs-
gruppe ausgeschlossen oder benachteiligt wird.

Artikel 6

Dialog mit den förderungsberechtigten Ländern

Die Kommission vereinbart zusammen mit den zustän-
digen Behörden der einzelnen förderungsberechtigten
Länder die detaillierten Prioritäten und Ziele für die
Aufgabe, die TEMPUS III im Rahmen der jeweiligen
nationalen Strategie für eine Wirtschafts- und Sozialre-
form erfüllen soll, und zwar auf der Grundlage der Ziele
des Programms und der Bestimmungen des Anhangs,
insbesondere unter Berücksichtigung

a) i) der allgemeinen Ziele des PHARE-Programms;
ii) der allgemeinen Ziele des TACIS-Programms unter

besonderer Bezugnahme auf dessen sektorielle
Aspekte;

b) der Politik der einzelnen förderungsberechtigten
Länder im Bereich Wirtschafts-, Sozial- und Hoch-
schulreform;

c) der Notwendigkeit, ein ausgewogenes Verhältnis
zwischen den ausgewählten prioritären Bereichen und
den für TEMPUS III zur Verfügung gestellten Mitteln
herbeizuführen.

Artikel 7

Ausschuß

(1) Die Kommission führt TEMPUS III gemäß den
Bestimmungen des Anhangs auf der Grundlage detail-
lierter, jährlich festzulegender Leitlinien entsprechend
den zusammen mit den zuständigen Behörden der
einzelnen förderungsberechtigten Länder nach Artikel 6
vereinbarten genauen Ziele und Prioritäten durch.

(2) Bei dieser Aufgabe wird die Kommission von
einem Ausschuß unterstützt, der sich aus zwei Vertretern
jedes Mitgliedstaates zusammensetzt und in dem der
Vertreter der Kommission den Vorsitz führt. Die
Ausschußmitglieder können von Sachverständigen oder
Beratern unterstützt werden.

Der Ausschuß unterstützt die Kommission insbesondere
bei der Durchführung des Programms im Hinblick auf
die in Artikel 5 genannten Ziele und koordiniert seine
Arbeit mit anderen Ausschüssen, die in den Bereichen
Bildung (Sokrates) und Ausbildung (Leonardo) einge-
richtet worden sind.

(3) Der Vertreter der Kommission legt dem Ausschuß
Entwürfe für Maßnahmen vor, die folgende Bereiche
betreffen:

a) die allgemeinen Leitlinien für TEMPUS III;

b) die Auswahlverfahren und die allgemeinen Leitlinien
für die finanzielle Unterstützung durch die Gemein-
schaft (Beträge, Dauer und Begünstigte);

c) die Fragen in bezug auf die Ausgewogenheit von
TEMPUS III insgesamt, einschließlich der Verteilung
auf die einzelnen Aktionen;
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d) die mit den zuständigen Behörden der einzelnen
förderungsberechtigten Länder zu vereinbarenden
genauen Prioritäten und Ziele;

e) die Vorkehrungen für die Überwachung und Bewer-
tung von TEMPUS III.

(4) Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesen
Entwürfen für Maßnahmen innerhalb einer Frist ab, die
der Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dringlichkeit
der betreffenden Frage festsetzen kann. Die Stellung-
nahme wird mit der Mehrheit abgegeben, die in Artikel
148 Absatz 2 des Vertrags für die Annahme der vom Rat
auf Vorschlag der Kommission zu fassenden Beschlüsse
vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im Ausschuß werden
die Stimmen der Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß
dem vorgenannten Artikel gewogen. Der Vorsitzende
nimmt an der Abstimmung nicht teil.

Die Kommission erläßt Maßnahmen, die unmittelbar
gelten. Stimmen sie jedoch mit der Stellungnahme des
Ausschusses nicht überein, so werden diese Maßnahmen
sofort von der Kommission dem Rat mitgeteilt.

In diesem Fall kann die Kommission die Durchführung
der von ihr beschlossenen Maßnahmen um einen Zeit-
raum von einem Monat verschieben.

Der Rat kann innerhalb des im vorstehenden Unterabsatz
genannten Zeitraums mit qualifizierter Mehrheit einen
anderslautenden Beschluß fassen.

(5) Die Kommission kann den Ausschuß ferner zu
allen anderen mit der Durchführung von TEMPUS III
zusammenhängenden Fragen, einschließlich des Jahres-
berichts, hören.

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen.
Der Ausschuß gibt  gegebenenfalls nach Abstimmung
 seine Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb
einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung
der Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen kann.

Die Stellungnahme wird in das Protokoll des Ausschusses
aufgenommen; darüber hinaus hat jeder Mitgliedstaat das
Recht zu verlangen, daß sein Standpunkt im Protokoll
festgehalten wird.

Die Kommission berücksichtigt so weit wie möglich die
Stellungnahme des Ausschusses. Sie unterrichtet den
Ausschuß darüber, inwieweit sie seine Stellungnahme
berücksichtigt hat.

Artikel 8

Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen

(1) Die Kommission arbeitet mit den Stellen
zusammen, die in jedem der förderungsberechtigten
Länder benannt oder eingerichtet werden, um die für die
wirksame Durchführung von TEMPUS III notwendigen
Verbindungen und Strukturen einschließlich der Zuwei-
sung von Mitteln, die von den förderungsberechtigten
Ländern selbst zur Verfügung gestellt werden, zu koordi-
nieren.

(2) Ferner arbeitet die Kommission bei der Durchfüh-
rung von TEMPUS III eng mit den von den Mitglied-
staaten benannten zuständigen nationalen Strukturen

zusammen. Sie berücksichtigt soweit wie möglich
entsprechende bilaterale Maßnahmen der Mitgliedstaaten.

Artikel 9

Verbindung mit anderen Gemeinschaftsaktionen

Die Kommission gewährleistet nach dem Verfahren des
Artikels 7 Absatz 3 dieses Beschlusses und gegebenenfalls
dem Verfahren des Artikels 9 der Verordnung (EWG) Nr.
3906/89 und des Artikels 8 der Verordnung (Euratom,
EG) Nr. 1279/96 innerhalb der durch die jährlichen
Haushaltsbeschlüsse festgelegten Grenzen die Kohärenz
und erforderlichenfalls die Komplementarität zwischen
TEMPUS III und anderen Aktionen auf Gemeinschafts-
ebene, sowohl innerhalb der Gemeinschaft als auch im
Rahmen der Unterstützung der förderungsberechtigten
Länder, unter besonderer Berücksichtigung der Tätigkeit
der Europäischen Stiftung für Berufsbildung.

Artikel 10

Koordinierung mit den Maßnahmen von Dritt-
ländern

(1) Die Kommission sorgt für eine angemessene Koor-
dinierung mit den Aktionen, die von Ländern, die nicht
Mitglieder der Gemeinschaft (1) sind, oder von Hoch-
schulen und Unternehmen in diesen Ländern durchge-
führt werden, wenn sich diese Maßnahmen auf den glei-
chen Aktionsbereich wie TEMPUS III beziehen, gegebe-
nenfalls einschließlich der Mitwirkung an TEMPUS-III-
Projekten.

(2) Diese Mitwirkung kann sich unterschiedlich
gestalten und auch eine oder mehrere der folgenden
Formen annehmen:

 Beteiligung an TEMPUS-III-Projekten mittels
gemeinsamer Finanzierung;

 Nutzung der von TEMPUS III gebotenen Möglich-
keiten zur Lenkung bilateral finanzierter Austausch-
maßnahmen;

 Koordinierung der auf einzelstaatlicher Ebene einge-
leiteten Initiativen, die auf die gleichen Ziele gerichtet
sind, aber getrennt finanziert und durchgeführt
werden, mit TEMPUS III;

 gegenseitiger Informationsaustausch über alle rele-
vanten Initiativen in diesem Bereich.

Artikel 11

Jahresbericht

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem
Rat, dem Wirtschafts- und Sozialausschuß und dem
Ausschuß der Regionen jedes Jahr einen Bericht über die
Durchführung von TEMPUS III vor. Der Bericht wird
auch den förderungsberechtigten Ländern zur Informa-
tion übermittelt.

(1) Zu diesen Ländern gehören die Mitglieder der Gruppe der 24,
die nicht der Gemeinschaft angehören, sowie die Republik
Zypern, Malta sowie die assoziierten Länder Mittel- und
Osteuropas; die Beteiligung betrifft Projekte mit den nichtas-
soziierten Ländern Mittel- und Osteuropas, die für eine Förde-
rung im Rahmen des PHARE-Programms in Betracht
kommen.
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Artikel 12

Überwachungs- und Bewertungsmaßnahmen  Berichte

Die Kommission trifft nach dem Verfahren des Artikels 7 Absatz 3 Vorkehrungen zur
regelmäßigen Überwachung und zur externen Bewertung der bei der Durchführung von
TEMPUS III gewonnenen Erfahrungen und berücksichtigt dabei insbesondere die in
Artikel 5 dargelegten Ziele sowie die nach Artikel 6 festgelegten nationalen Ziele.

Sie unterbreitet bis zum 30. April 2004 einen Zwischenbericht über die Ergebnisse der
Bewertung sowie gegebenenfalls einen Vorschlag zur Weiterführung oder Anpassung von
TEMPUS III für den Zeitraum ab dem 1. Juli 2006.

Die Kommission legt bis zum 30. Juni 2009 einen Schlußbericht vor.

Geschehen zu Luxemburg am 29. April 1999.

Im Namen des Rates

Der Präsident

W. MÜLLER
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ANHANG

Gemeinsame europäische Projekte

1. Die Gemeinschaft unterstützt gemeinsame europäische Projekte mit einer Laufzeit von höchstens drei
Jahren.

An diesen gemeinsamen europäischen Projekten müssen sich mindestens eine Hochschule aus einem
förderungsberechtigten Land, eine Hochschule aus einem Mitgliedstaat und eine Partnereinrichtung
(Hochschule, Unternehmen oder Institution, wie sie in Artikel 4 definiert sind) aus einem weiteren
Mitgliedstaat beteiligen.

2. Zuschüsse können im Rahmen der gemeinsamen europäischen Projekte entsprechend dem Bedarf der
betreffenden Einrichtungen und entsprechend den festgelegten Prioritäten unter anderem für folgende
Tätigkeiten gewährt werden:

i) gemeinsame Bildungs- und Berufsbildungsaktionen, insbesondere für die Entwicklung neuer und die
Aktualisierung bestehender Lehrpläne, den Ausbau der Kapazitäten der Hochschulen für Weiterbil-
dungs- und Umschulungsmaßnahmen, die Entwicklung kurzer Intensivlehrgänge und die Entwicklung
von offenen Lernsystemen und Einrichtungen für den Fernunterricht, unter Einbeziehung der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie;

ii) Maßnahmen zur Reform und Entwicklung des Hochschulwesens sowie zum Ausbau der Kapazitäten,
insbesondere zur Umstrukturierung der Verwaltung der Hochschuleinrichtungen und -systeme, durch
die Modernisierung der vorhandenen Infrastruktur, den Erwerb der erforderlichen Ausstattung und
gegebenenfalls die Bereitstellung technischer und finanzieller Unterstützung für die zuständigen
Behörden;

iii) Förderung der Zusammenarbeit zwischen den Hochschulen, der Wirtschaft und den Institutionen, wie
sie in Artikel 4 definiert sind, im Rahmen der gemeinsamen europäischen Projekte;

iv) Ausweitung der Mobilität von Dozenten, Verwaltungskräften an den Hochschulen und Studierenden im
Rahmen gemeinsamer europäischer Projekte. Folgende Gruppen erhalten eine finanzielle Unterstüt-
zung:

a) Lehr-/Verwaltungspersonal an Hochschulen oder Ausbilder in Unternehmen der Mitgliedstaaten,
die in den förderungsberechtigten Ländern Lehr-/Ausbildungsaufträge mit einer Dauer bis zu einem
Jahr durchführen; dies gilt umgekehrt auch für entsprechende Personen aus den förderungsberech-
tigten Ländern, die solche Maßnahmen in den Mitgliedstaaten durchführen;

b) Lehr-/Verwaltungspersonal an Hochschulen in den förderungsberechtigten Ländern, für Aufenthalte
zur Fort- und Weiterbildung in der Gemeinschaft;

c) Studierende einschließlich graduierte Doktoranden, und zwar sowohl Studierende aus den förde-
rungsberechtigten Ländern, die einen Studienaufenthalt in der Gemeinschaft absolvieren, als auch
Studierende aus der Gemeinschaft, die sich zum Studium in den förderungsberechtigten Ländern
aufhalten. Diese Zuschüsse werden in der Regel für einen Zeitraum von drei Monaten bis zu einem
Jahr gewährt;

d) Studierende, die an einem gemeinsamen europäischen Projekt teilnehmen, das spezielI auf die
Förderung der Mobilität ausgerichtet ist. Dabei haben Studierende Vorrang, deren Heimathoch-
schule den Auslandsaufenthalt der am Projekt teilnehmenden Studierenden akademisch voll aner-
kennt;

e) Dozenten, Ausbilder, Studierende und Graduierte aus den förderungsberechtigten Ländern
(zwischen dem Studium und der ersten Anstellung), die ein Praktikum mit einer Dauer von einem
Monat bis zu einem Jahr in Unternehmen der Gemeinschaft absolvieren; dies gilt umgekehrt auch
für entsprechende Personen aus den Mitgliedstaaten, die Betriebspraktika in den förderungsberech-
tigten Ländern absolvieren.

v) Tätigkeiten, die zum Erfolg des gemeinsamen europäischen Projekts beitragen und an denen minde-
stens zwei förderungsberechtigte Länder beteiligt sind.

Strukturmaßnahmen und/oder ergänzende Maßnahmen

Auch bestimmte Strukturmaßnahmen und/oder ergänzende Maßnahmen (insbesondere technische Unterstüt-
zung, Seminare, Studien, Veröffentlichungen und Informationstätigkeiten) erhalten eine finanzielle Unterstüt-
zung. Diese Maßnahmen sollen zur Verwirklichung der Programmziele beitragen, insbesondere zum Ausbau
und zur Umstrukturierung der Hochschulsysteme in den förderungsberechtigten Ländern. Im Rahmen der
Strukturmaßnahmen werden Zuschüsse unter anderem zur Unterstützung der förderungsberechtigten Länder
unter anderem bei folgenden Aufgaben vergeben:

 Ausweitung und Verbesserung der Kapazitäten für die Ausarbeitung einer Strategie und den Ausbau der
Hochschuleinrichtungen auf Universitäts- oder Fakultätsebene;
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 Aufstellung eines Hochschulentwicklungsplans, um die Hochschulen beim Aufbau internationaler Bezie-
hungen zu unterstützen;

 Unterstützung der Bekanntmachung von Kooperationsmaßnahmen im Zusammenhang mit den Zielen
von TEMPUS und Sicherstellung der Durchführung;

 Ausarbeitung einer nationalen Strategie in einem bestimmten förderungsberechtigten Land, um einen
konkreten Aspekt der Hochschulbildung weiterzuentwickeln.

Einzelzuschüsse

Die Gemeinschaft vergibt außerhalb der gemeinsamen europäischen Projekte und der Strukturmaßnahmen
und/oder ergänzenden Maßnahmen auch Einzelzuschüsse an Dozenten, Ausbilder, Verwaltungskräfte an
Hochschulen, Beamte in leitender Stellung in Ministerien, Bildungsplaner und sonstige Bildungsfachkräfte
aus den förderungsberechtigten Ländern oder der Gemeinschaft. Diese Zuschüsse sind für Aufenthalte zur
Verbesserung der Qualität sowie zum Ausbau und zur Umstrukturierung der Hochschulbildung in den
förderungsberechtigten Ländern bestimmt.

Die Aufenthalte können vor allem die folgenden Bereiche betreffen:

 Entwicklung von Lehrveranstaltungen und Lehrmaterial;

 Ausbildung von Personal, insbesondere durch Fortbildungsmaßnahmen und Praktika in der Industrie;

 Lehr- und Ausbildungsaufträge;

 Tätigkeiten zum Ausbau der Hochschulbildung;

 Beteiligung an den Tätigkeiten europäischer Vereinigungen, insbesondere von Hochschulvereinigungen.

Unterstützungsmaßnahmen

1. Die Kommission erhält die technische Unterstützung, die sie benötigt, um die in Übereinstimmung mit
diesem Beschluß durchgeführten Maßnahmen zu unterstützen und um die erforderliche Beobachtung der
Programmdurchführung zu gewährleisten.

2. Es wird eine Unterstützung für die angemessene externe Bewertung von TEMPUS III gewährt. Ferner wird
Unterstützung gewährt für die Verbreitung von Informationen über die gemeinsamen europäischen
Projekte, die Strukturmaßnahmen und/oder ergänzenden Maßnahmen und die individuelle Mobilität sowie
für die Verbreitung der positiven Ergebnisse einzelner Projekte aus früheren Phasen des TEMPUS-
Programms.
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ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 29. April 1999

zur Änderung der Entscheidung 93/383/EWG über die Referenzlaboratorien für
die Kontrolle mariner Biotoxine

(1999/312/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Artikel 3 der Entscheidung 93/383/EWG (4)
wurde das gemeinschaftliche Referenzlaboratorium
für die Kontrolle mariner Biotoxine bestimmt. Das
genannte Laboratorium hat seinen Namen geän-
dert; der betreffende Artikel ist daher zu ändern.

(2) Die Entscheidung 93/383/EWG sieht kein
Verfahren für eine rasche Änderung ihres Anhangs
vor. Es muß daher festgelegt werden, daß die
Kommission diesen Anhang im Anschluß an eine
Mitteilung eines Mitgliedstaats ändern kann.

(3) Der Anhang der Entscheidung 93/383/EWG
enthält das Verzeichnis der von den einzelnen
Mitgliedstaaten für die Kontrolle mariner Biotoxine
bestimmten nationalen Referenzlaboratorien.

(4) Die von Deutschland, Belgien, Spanien, Finnland,
Griechenland, Italien, dem Vereinigten Königreich
und Schweden ursprünglich als nationale Referenz-
laboratorien für die Kontrolle mariner Biotoxine
bestimmten Laboratorien üben nicht mehr die
vorgesehene Tätigkeit aus oder haben in der
Zwischenzeit ihre Bezeichnung oder Firma geän-
dert. Der Anhang der Entscheidung 93/383/EWG
ist daher zu ändern, um den Mitteilungen der
Mitgliedstaaten über die nationalen Referenzlabora-
torien Rechnung zu tragen 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 93/383/EWG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 3 erhält folgende Fassung:

„Artikel 3

Das ,Laboratorio de biotoxinas marinas del Area de
Sanidad in Vigo‘ wird zum gemeinschaftlichen Refe-
renzlaboratorium für die Kontrolle mariner Biotoxine
bestimmt.“

2. In Artikel 4 wird folgender Gedankenstrich hinzuge-
fügt:

„ Unterstützung der nationalen Referenzlaborato-
rien beim Aufbau eines angemessenen Qualitätssi-
cherungssystems, das sich auf die Grundsätze der
Guten Laborpraxis und die Kriterien EN 45 000
stützt.“

3. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 5a

Der Anhang dieser Entscheidung wird von der
Kommission geändert, wenn dies aufgrund der Mittei-
lung eines Mitgliedstaats über sein nationales Refe-
renzlaboratorium für die Kontrolle mariner Biotoxine
erforderlich ist.

Die Kommission veröffentlicht das Verzeichnis der
nationalen Referenzlaboratorien sowie dessen Aktuali-
sierungen im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften.“

Artikel 2

Der Anhang der Entscheidung 93/383/EWG erhält die
Fassung des Anhangs der vorliegenden Entscheidung.

Artikel 3

Diese Entscheidung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

(1) ABl. C 331 vom 6.11.1996, S. 12 und
ABl. C 189 vom 20.6.1997, S. 9.

(2) ABl. C 200 vom 30.6.1997, S. 257 und Stellungnahme vom
13. April 1999 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).

(3) ABl. C 66 vom 3.3.1997, S. 47.
(4) ABl. L 166 vom 8.7.1993, S. 31.
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Artikel 4

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Luxemburg am 29. April 1999.

Im Namen des Rates

Der Präsident

W. MÜLLER
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ANHANG

„ANHANG

Für Belgien und Luxemburg:

 Ministère des Affaires Sociales, de la Santé Publique et de
l’Environnement
Institut Scientifique de la Santé Publique  Louis Pasteur
Section Denrées Alimentaires
Département Pharmaco-Bromatologie
Rue Juliette Wytsman 14
B-1050 Bruxelles

Für Dänemark:

 The Danish Veterinary and Food Administration
Institute of Food Research and Nutrition
Mørkhøj Bygade 19
DK-2860 Søborg

Für Deutschland:

 Bundesinstitut für gesundheitlichen
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin
Postfach 330013
D-14191 Berlin

Für Griechenland:

 Ινστιτο�το Υγιειν�r Τροφ�µων Θεσσαλον�κηr
28ηr Οκτωβρ�ου 80
GR-54627 Θεσσαλον�κη

Für Spanien

 Laboratorio de Biotoxinas Marinas
Area de Sanidad
Estación marítima s/n
E-36271 Vigo

Für Frankreich

 Laboratoire central d’hygiène alimentaire
43, rue de Dantzig
F-75015 Paris

Für Irland:

 Fisheries Research Center
Abbotstown
IRL-Dublin 15

Für Italien:

 Centro Ricerche Marine
Viale Vespucci 2
I-47042 Cesenatico (FO)

Für die Niederlande:

 Rĳksinstituut voor Volksgezondheid en Milieuhygiëne (RIVM)
Postbus 1
NL-3720 BA Bilthoven

Für Portugal:

 Laboratório do Instituto Nacional de Investigação das Pescas
(INIP)
AV. Brasília s/n
P-1400 Lisboa

Für Finnland:

 Tullilaboratorio/Tullaboratoriet
PL/PB 53
FIN-02151 Espoo/Esbo

Für Schweden:

 Institutionen för klinisk bakteriologi
Göteborgs universitet
S-41124 Göteborg

Für das Vereinigte Königreich:

 Marine Laboratory
PO Box 101
Victoria Road
UK-Aberdeen AB11 9DB“
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ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 29. April 1999

über die Referenzlaboratorien für die Kontrolle bakterieller und viraler Muschel-
kontamination

(1999/313/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahmen des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 91/492/EWG des Rates vom 15. Juli
1991 zur Festlegung von Hygienevorschriften für
die Erzeugung und Vermarktung lebender
Muscheln (4) enthält insbesondere im Anhang
Vorschriften in bezug auf die bakterielle und virale
Kontamination lebender Muscheln.

(2) Gemäß Kapitel V Nummer 8 des Anhangs der
genannten Richtlinie müssen beim Fehlen routine-
mäßiger Virustestverfahren und vorgeschriebener
virologischer Normen zur Überprüfung der hy-
gienischen Unbedenklichkeit Fäkalbakterien
gezählt werden.

(3) Inzwischen ist wissenschaftlich erwiesen, daß
Fäkalbakterien als Indikator für die virale Kontami-
nation von Muscheln wenig geeignet sind. Zum
Schutz der Verbrauchergesundheit sind für die
Kontrolle der gesundheitlichen Unbedenklichkeit
demnach andere Indikatoren zugrunde zu legen.

(4) Die Entwicklung neuer Analysemethoden zum
Nachweis von Viren und zuverlässiger Indikatoren
für Muschelkontaminationen setzt voraus, daß die
nationalen Labornetze ihre Arbeit koordinieren.

(5) Um eine effiziente Kontrollregelung für den Virus-
nachweis zu gewährleisten, die Festlegung von
Normen auf dem Gebiet der viralen und bakteri-
ellen Kontamination sicherzustellen sowie routine-
mäßige Verfahren und zuverlässige Methoden zum
Nachweis von Viren und Bakterien einzuführen,

sollte jeder Mitgliedstaat ein nationales Referenzla-
boratorium benennen, das beauftragt wird, die
Durchführung der erforderlichen Analysen in dem
betreffenden Mitgliedstaat zu koordinieren.

(6) Im Interesse einer gemeinschaftsweit einheitlichen
Regelung ist es angezeigt, ein gemeinschaftliches
Referenzlaboratorium zu benennen, das die
Kontrollen der einzelnen nationalen Referenzlabo-
ratorien zur Feststellung bakterieller und viraler
Muschelkontamination koordiniert. Die Aufgaben
und Arbeitsbedingungen dieses gemeinschaftlichen
Referenzlaboratoriums sind festzulegen. Seine
Leiter müssen sich verpflichten, die in dieser
Entscheidung genannten Aufgaben gemäß den
darin vorgesehenen Anforderungen zu erfüllen.

(7) Das gemeinschaftliche Referenzlabor kann gemäß
Artikel 28 der Entscheidung 90/424/EWG des
Rates vom 26. Juni 1990 über bestimmte Ausgaben
im Veterinärbereich (5) eine Finanzhilfe der
Gemeinschaft erhalten 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Jeder Mitgliedstaat benennt ein nationales Referenzlabo-
ratorium für die Kontrolle bakterieller und viraler
Muschelkontamination. Er unterrichtet die Kommission
davon; diese veröffentlicht das Verzeichnis der nationalen
Referenzlaboratorien sowie spätere Änderungen im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften.

Artikel 2

(1) Die nationalen Referenzlaboratorien haben
folgende Aufgaben:

a) Koordinierung der Tätigkeiten der nationalen Labora-
torien, die in dem betreffenden Mitgliedstaat mit den
bakteriologischen und virologischen Muschelanalysen
beauftragt sind;

(1) ABl. C 267 vom 3.9.1997, S. 15.
(2) ABl. C 304 vom 6.10.1997, S. 79 und Stellungnahme vom 13.

April 1999 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
(3) ABl. C 355 vom 21.11.1997, S. 63.
(4) ABl. L 268 vom 24.9.1991, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert

durch die Richtlinie 97/79/EG (ABl. L 24 vom 30.1.1998, S.
31).

(5) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 19. Entscheidung zuletzt geän-
dert durch die Entscheidung 94/370/EG (ABl. L 168 vom
2.7.1994, S. 31).
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b) Unterstützung der zuständigen Behörde des betref-
fenden Mitgliedstaats bei der Gestaltung des Kontroll-
systems auf dem Gebiet der bakteriellen und viralen
Muschelkontamination;

c) Durchführung regelmäßiger Vergleichstests zwischen
den verschiedenen nationalen Laboratorien, die mit
den genannten Analysen beauftragt sind;

d) Weitergabe der Informationen des gemeinschaftlichen
Referenzlaboratoriums nach Artikel 3 an die zustän-
digen Behörden und die mit den genannten Analysen
beauftragten nationalen Laboratorien.

(2) Die nationalen Referenzlaboratorien arbeiten mit
dem gemeinschaftlichen Referenzlaboratorium nach
Artikel 3 zusammen.

Artikel 3

Das Labor des Centre for Environment, Fisheries and
Aquaculture Science in Weymouth, Vereinigtes König-
reich, wird als gemeinschaftliches Referenzlaboratorium
für die Kontrolle bakterieller und viraler Muschelkonta-
mination benannt.

Artikel 4

Das gemeinschaftliche Referenzlaboratorium hat folgende
Aufgaben:

a) Lieferung von Informationen über die Analyseme-
thoden und die Vergleichstests an die nationalen Refe-
renzlaboratorien;

b) Koordinierung der Anwendung der Analysemethoden
nach Buchstabe a) durch die nationalen Referenzlabo-
ratorien, insbesondere im Rahmen von Vergleichstests;

c) Koordinierung der Forschung nach neuen Analyseme-
thoden und Unterrichtung der nationalen Referenzla-
boratorien über die diesbezüglichen Fortschritte;

d) Durchführung von Aus- und Fortbildungslehrgängen
für das Personal der nationalen Referenzlaboratorien;

e) Zusammenarbeit mit den Laboratorien, die in Dritt-
ländern mit den bakteriologischen und virologischen
Muschelanalysen beauftragt sind;

f) technische und wissenschaftliche Unterstützung der
Kommission, insbesondere bei Meinungsverschieden-
heiten der Mitgliedstaaten über die Analyseergebnisse;

g) Unterstützung der nationalen Referenzlaboratorien
beim Aufbau eines angemessenen Qualitätssicherungs-
systems, das sich auf die Grundsätze der Guten Labor-
praxis und die Kriterien EN 45 000 stützt.

Artikel 5

Das gemeinschaftliche Referenzlaboratorium muß
folgende Anforderungen erfüllen:

a) Es verfügt über qualifiziertes Personal, das mit den
Methoden bakteriologischer und virologischer
Muschelanalysen hinreichend vertraut ist;

b) es verfügt über die zur Erfüllung der Aufgaben nach
Artikel 4 erforderlichen Ausrüstungen und Stoffe;

c) es weist eine angemessene Verwaltungsstruktur auf;

d) es gewährleistet die vertrauliche Behandlung
bestimmter Fragen, Ergebnisse oder Mitteilungen
durch sein Personal;

e) es befolgt die international anerkannten Grundsätze
der Guten Laborpraxis;

f) es führt ein aktuelles Verzeichnis der vom Referenz-
büro der Gemeinschaft bereitgehaltenen Bezugsstoffe
sowie ein aktuelles Verzeichnis der Hersteller und
Vertreiber dieser Stoffe.

Artikel 6

Diese Entscheidung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 7

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Luxemburg am 29. April 1999.

Im Namen des Rates

Der Präsident

W. MÜLLER
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Information über das Inkrafttreten des Abkommens zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und der Republik Chile über die Zusammenarbeit bei der Kontrolle von
Grundstoffen und chemischen Stoffen, die häufig für die unerlaubte Herstellung von

Suchtstoffen oder psychotropen Substanzen verwendet werden (1)

Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Chile über die
Zusammenarbeit bei der Kontrolle von Grundstoffen und chemischen Stoffen, die häufig für die
unerlaubte Herstellung von Suchtstoffen oder psychotropen Substanzen verwendet werden,
dessen Abschluß der Rat am 3. November 1998 beschlossen hat, wird am 1. Juni 1999 in Kraft
treten, da die Vertragsparteien am 6. April 1999 den Abschluß der dafür erforderlichen Verfahren
ratifiziert haben.

(1) ABl. L 336 vom 11.12.1998.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften8. 5. 1999 L 120/43

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 9. April 1999

über den Fragebogen zur Richtlinie 96/82/EG des Rates zur Beherrschung der
Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(1999) 856)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(1999/314/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9.
Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren bei
schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen (1), insbeson-
dere auf Artikel 19 Absatz 4,

gestützt auf die Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom
23. Dezember 1991 zur Vereinheitlichung und zweckmä-
ßigen Gestaltung der Berichte über die Durchführung
bestimmter Umweltschutzrichtlinien (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Gemäß Artikel 19 Absatz 4 der Richtlinie 96/82/EG sind
die Mitgliedstaaten verpflichtet, über die Durchführung
dieser Richtlinie alle drei Jahre Bericht zu erstatten.
Dieser Bericht ist auf der Grundlage eines Fragebogens
oder Schemas zu erstellen, die von der Kommission nach
dem Verfahren in Artikel 6 der Richtlinie 91/692/EWG
abgefaßt werden.

Die dreijährige Berichtszeit dauert von 2000 bis und mit
2002.

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 6 der
Richtlinie 91/692/EWG eingesetzten Ausschusses 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der dieser Entscheidung als Anhang beigefügte Frage-
bogen wird angenommen.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erstellen aufgrund des als Anhang
beigefügten Fragebogens einen Bericht über den Zeit-
raum 2000 bis und mit 2002.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 9. April 1999

Für die Kommission

Ritt BJERREGAARD

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 10 vom 14.1.1997, S. 13.
(2) ABl. L 377 vom 31.12.1991, S. 48.
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ANHANG

Fragebogen zur Richtlinie 96/82/EG zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit
gefährlichen Stoffen (Seveso-II-Richtlinie)

Einleitende Bemerkungen

Dieser Fragebogen wurde ausgearbeitet, um die Mitgliedstaaten und die Kommission bei dem auf Grund von
Artikel 19 der Richtlinie 96/82/EG erforderlichen Informationsaustausch zu unterstützen. Nach Artikel 19
Absatz 4 der Richtlinie übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission insbesondere alle drei Jahre einen
Bericht über die unter die Artikel 6 und 9 fallenden Betriebe (sogenannte Spalte-3-Betriebe).

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission spätestens neun Monate nach Ablauf des Berichtszeitraums
einen Bericht über die abgelaufene Dreijahresperiode. Der Bericht sollte für jedes Jahr des Berichtszeitraums
getrennte Informationen umfassen. Der Bericht für den Zeitraum 19971999 ist bis Ende September 2000
einzureichen.

(1) Allgemeine Informationen

Gesamtzahl der Betriebe, die von Artikel 6 und 9 der Richtlinie erfaßt werden (sogenannte
Spalte-3-Betriebe)

(2) Sicherheitsberichte

a) Gesamtzahl der Betriebe, die gemäß Artikel 9 der Richtlinie Sicherheitsberichte eingereicht haben,

b) Gesamtzahl der Betriebe, deren Sicherheitsberichte von den zuständigen Behörden geprüft und deren
Betreiber Schlußfolgerungen im Hinblick auf die Einhaltung der Verpflichtungen gemäß Artikel 9
Absatz 4 mitgeteilt wurden.

(3) Notfallpläne

a) Wie viele Betriebe verfügen über interne Notfallpläne gemäß Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a) der
Richtlinie?

b) Wie viele Betreiber haben den zuständigen Behörden die zur Ausarbeitung eines externen
Notfallplanes gemäß Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b) der Richtlinie erforderlichen Informa-
tionen zugesandt?

c) Für wie viele Betriebe haben die zuständigen Behörden gemäß Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe c) der
Richtlinie externe Notfallpläne aufgestellt?

d) In wie vielen Fällen haben die zuständigen Behörden unter Berücksichtigung der im Sicherheitsbericht
enthaltenen Informationen gemäß Artikel 11 Absatz 6 entschieden, daß sich die Anforderung zur
Ausarbeitung eines externen Notfallplanes erübrigt?

(4) Domino-Effekte

a) Für wie viele Betriebe oder Gruppen von Betrieben wurde festgestellt, daß die Wahrscheinlichkeit
oder Möglichkeit eines schweren Unfalls infolge der Nähe oder des Standorts der Betriebe gemäß
Artikel 8 Absatz 1 erhöht oder die Unfallfolgen dadurch erschwert sein können (Domino-Effekt)?

b) In wie vielen der unter a) angegebenen Fälle wurden sachdienliche Informationen gemäß Artikel 8
Absatz 2 Buchstabe a) der Richtlinie ausgetauscht?

c) In wie vielen der unter a) angegebenen Fälle wurde eine Zusammenarbeit zur Unterrichtung der
Öffentlichkeit sowie zur Übermittlung der Informationen an die zuständigen Behörden
gemäß Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b) vorgesehen?
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(5) Flächenausweisung bzw. -nutzung

Wie viele Spalte-3-Betriebe wurden im Hinblick auf die Politik der Flächenausweisung bzw.
-nutzung gemäß Artikel 12 Absatz 1 berücksichtigt?

(6) Informationen über Sicherheitsmaßnahmen

a) Für wie viele Betriebe sind gemäß Artikel 13 Absatz 1 Informationen an die Öffentlichkeit
abgegeben worden?

b) In wie vielen Fällen haben die Mitgliedstaaten anderen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 13 Absatz 2
ausreichende Informationen zur Ausarbeitung von Notfallplänen übermittelt?

c) In wie vielen Fällen haben Mitgliedstaaten andere Mitgliedstaaten gemäß Artikel 13 Absatz 3 davon
in Kenntnis gesetzt, daß von einem nahe am Hoheitsgebiet des anderen Mitgliedstaats
gelegenen Betrieb außerhalb seines Betriebsgeländes keine Gefahr eines schweren Unfalls
ausgehen kann?

d) Wie viele Sicherheitsberichte sind gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Richtlinie der Öffentlichkeit
zugänglich gemacht worden?

(7) Verbot der Weiterführung

In wie vielen Fällen haben Mitgliedstaaten gemäß Artikel 17 Absatz 1 die Weiterführung oder Inbe-
triebnahme eines Betriebs, einer Anlage oder eines Lagers gemäß Artikel 9 verboten?

(8) Inspektion

a) In wie vielen Spalte-3-Betrieben ist eine Inspektion gemäß Artikel 18 Absatz 1 vorgenommen
worden?

b) Wie viele Spalte-3-Betriebe wurden einem Inspektionsprogramm,

 das auf einer systematischen Bewertung beruht,
 das auf einer Vor-Ort-Inspektion zumindest alle zwölf Monate beruht,
unterzogen?
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 31/1999 der Kommission vom 8. Januar 1999 zur Erteilung
von Lizenzen für die Einfuhr bestimmter Pilzkonserven

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 5 vom 9. Januar 1999)

Seite 42, Artikel 2:

anstatt: „Die Erteilung der gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2125/95 vom 6. Januar bis 14. Oktober
1999 beantragten Einfuhrlizenzen wird ausgesetzt.“

muß es heißen: „Die Erteilung der gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 2125/95
vom 6. Januar bis 14. Oktober 1999 beantragten Einfuhrlizenzen wird ausgesetzt.“

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 925/1999 des Rates vom 29. April 1999 zur Registrierung
und zum Betrieb innerhalb der Gemeinschaft von bestimmten Typen ziviler Unterschall-Strahl-
flugzeuge, die zur Einhaltung der in Band I Teil II Kapitel 3 des Anhangs 16 des Abkommens über
die Internationale Zivilluftfahrt, dritte Ausgabe (Juli 1993), festgelegten Normen umgerüstet und

neubescheinigt worden sind

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 115 vom 4. Mai 1999)

Der Text der Verordnung wird durch folgenden Text ersetzt:
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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 925/1999 DES RATES

vom 29. April 1999

zur Registrierung und zum Betrieb innerhalb der Gemeinschaft von bestimmten
Typen ziviler Unterschall-Strahlflugzeuge, die zur Einhaltung der in Band I Teil
II Kapitel 3 des Anhangs 16 des Abkommens über die Internationale Zivilluft-
fahrt, dritte Ausgabe (Juli 1993), festgelegten Normen umgerüstet und neube-

scheinigt worden sind

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 84 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189c des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine der zentralen Zielsetzungen der gemeinsamen
Verkehrspolitik ist eine dauerhaft umweltverträgliche
Mobilität. Diese Zielsetzung kann definiert werden
als ein umfassendes Konzept, mit dem zum einen
das wirksame Funktionieren der gemeinschaftlichen
Verkehrssysteme und zum anderen der Schutz der
Umwelt gewährleistet werden. Es ist angebracht,
technische Maßnahmen zu treffen, die zur Realisie-
rung einer dauerhaft umweltverträglichen Mobilität
beitragen.

(2) In der Mitteilung der Kommission mit dem Titel
„Die künftige Entwicklung der gemeinsamen
Verkehrspolitik  Globalkonzept einer Gemein-
schaftsstrategie für eine auf Dauer tragbare Mobilität“
wird ausdrücklich die Einführung eines Verbots der
Neueintragung der lautesten Flugzeuge gefordert.

(3) Im Fünften Umweltaktionsprogramm aus dem Jahr
1992, dessen allgemeines Konzept vom Rat und von
den im Rat vereinigten Vertretern der Regierungen
der Mitgliedstaaten in ihrer Entschließung vom 1.
Februar 1993 (4) unterstützt wurde, sind weitere
Rechtsvorschriften zur Reduzierung der Lärmemis-
sionen von Flugzeugen vorgesehen. In dem

Programm ist das Ziel festgelegt, daß niemand Lärm-
pegeln ausgesetzt sein soll, die seine Gesundheit oder
Lebensqualität gefährden.

(4) Das Wachstum des Luftverkehrsaufkommens auf
Flughäfen der Gemeinschaft unterliegt in immer
stärkerem Maße umweltpolitischen Beschränkungen.
Der Betrieb leiserer Flugzeuge auf diesen Flughäfen
kann zu einer besseren Ausnutzung der verfügbaren
Flughafenkapazität beitragen.

(5) Ältere Flugzeugtypen, die zur Verringerung ihrer
Lärmemissionen umgerüstet wurden, verursachen
immer noch eine Lärmbelastung, die bezogen auf
ihre Masse deutlich höher ist als die moderner Flug-
zeugtypen, denen von Anfang an die Einhaltung der
Normen des Bands I Teil II Kapitel 3 von Anhang
16 des Abkommens über die Internationale Zivilluft-
fahrt, dritte Ausgabe (Juli 1993), bescheinigt wurde.
Durch diese Umrüstungen verlängert sich die
Betriebsdauer eines Flugzeugs, das normalerweise
außer Dienst gestellt worden wäre. Darüber hinaus
bringen diese Umrüstungen bei den Flugtriebwerken
älterer Generation höhere Abgasemissionen und
einen höheren Treibstoffverbrauch mit sich. Flug-
zeuge können mit neuen Triebwerken ausgerüstet
werden, so daß sie Lärmbelastungswerte einhalten,
die den Werten der Flugzeuge entsprechen, denen
von Anfang an die Einhaltung der Anforderungen
des Kapitels 3 bescheinigt worden ist.

(6) Ein Verbot der Eintragung dieser älteren umgerü-
steten Flugzeugtypen in die Luftfahrzeugrollen der
Mitgliedstaaten ab dem Beginn der Geltungsdauer
dieser Verordnung kann als Schutzmaßnahme ange-
sehen werden, die dazu dient, eine Erhöhung der
Lärmbelästigung in der Nähe der Flughäfen der
Gemeinschaft zu vermeiden sowie die Situation bei
Treibstoffverbrauch und Abgasemissionen zu verbes-
sern.

(1) ABl. C 118 vom 17.4.1998, S. 20 und
ABl. C 329 com 27.10.1998, S. 10.

(2) ABl. C 284 vom 14.9.1998, S. 1.
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 16.

September 1998 (ABl. C 313 vom 12.10.1998, S. 94), Gemein-
samer Standpunkt des Rates vom 16. November 1998 (ABl. C
404 vom 23.12.1998, S. 1) und Beschluß des Europäischen
Parlaments vom 10. Februar 1999 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(4) ABl. C 138 vom 17.5.1993, S. 1.
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(7) In einer Gemeinschaft ohne Binnengrenzen ist es
angebracht, Flugzeuge von diesem Verbot einer
Neueintragung auszuschließen, die vor dem Beginn
der Geltungsdauer dieser Verordnung in der Luft-
fahrzeugrolle eines Mitgliedstaats eingetragen waren.

(8) Angesichts der geltenden gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften bezüglich des Fluglärms muß die
vorliegende Maßnahme auf Gemeinschaftsebene
durch verbindliche gemeinschaftliche Bestim-
mungen getroffen werden.

(9) Ein derartiges Eintragungsverbot und ein Betriebs-
verbot mit einer angemessenen Übergangsfrist
verbinden technische Durchführbarkeit mit ökologi-
schen Vorteilen ohne übermäßige wirtschaftliche
Belastungen.

(10) Es ist erforderlich, mögliche Wettbewerbsverzer-
rungen so gering wie möglich zu halten, indem
gleichwertige Anforderungen an Flugzeuge gestellt
werden, die in Drittländern eingetragen sind. Die
Luftfahrzeugrollen von Drittländern liegen außerhalb
des Zuständigkeitsbereichs der Gemeinschaft, so daß
das Ziel gleichwertiger Anforderungen nur dadurch
erreicht werden kann, daß der Betrieb von nicht
normgerechten Flugzeugen, die ab dem Beginn der
Geltungsdauer dieser Verordnung in Drittländern
eingetragen sind, eingeschränkt wird. Bei der Festle-
gung des Datums für die Einführung solcher
Einschränkungen ist der Frist Rechnung zu tragen,
die in der Richtlinie 92/14/EWG des Rates vom 2.
März 1992 zur Einschränkung des Betriebs von Flug-
zeugen des Teils II Kapitel 2 Band I des Anhangs 16
zum Abkommen über die Internationale Zivilluft-
fahrt, 2. Ausgabe (1988) (1), für den weiteren Betrieb
von Kapitel-2-Flugzeugen bestimmt wurde, sowie
den Bestimmungen für das Verbot von Eintragungen
für Kapitel-2-Flugzeuge gemäß der Richtlinie 89/
629/EWG des Rates vom 4. Dezember 1989 zur
Begrenzung der Schallemissionen von zivilen Unter-
schallstrahlflugzeugen (2).

(11) Um die Gleichbehandlung von Flugzeugen unge-
achtet des jeweiligen Landes der Eintragung zu
gewährleisten, sollte auch der Betrieb der in den
Luftfahrzeugrollen der Mitgliedstaaten eingetragenen
nicht-normgerechten Flugzeuge im Einklang mit
den Bestimmungen eingestellt werden, die für die in
den Luftfahrzeugrollen von Drittländern eingetra-
genen nicht-normgerechten Flugzeuge gelten.

(12) Da die Maßnahme zum Hauptziel hat, die Lärmbelä-
stigung an Flughäfen der Gemeinschaft zu verrin-
gern, können Flugzeuge vom Eintragungsverbot und
vom Betriebsverbot ausgenommen werden, die nicht
im Gebiet der Gemeinschaft betrieben werden.
Damit die umweltpolitischen Vorteile dieser Verbote
in vollem Umfang wirksam werden, sind vorüberge-
hende Freistellungen nur für Einsätze unter außerge-
wöhnlichen Umständen möglich.

(13) Diese Verordnung ist in den in Artikel 227 Absatz 2
des Vertrags genannten überseeischen Departments
in Anbetracht ihrer geographischen Lage nicht anzu-
wenden.

(14) Es ist erforderlich, Informationen über die von den
Mitgliedstaaten bewilligten Freistellungen einzu-
holen.

(15) Am 2. Dezember 1987 haben in London das König-
reich Spanien und das Vereinigte Königreich in
einer gemeinsamen Erklärung ihrer Minister für
auswärtige Angelegenheiten eine engere Zusammen-
arbeit bei der Benutzung des Flugplatzes Gibraltar
vereinbart. Diese Vereinbarung ist noch nicht
wirksam 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Ziel

Ziel dieser Verordnung ist die Festlegung von Bestim-
mungen zur Verhinderung einer Erhöhung der Gesamt-
lärmbelastung in der Gemeinschaft durch neubeschei-
nigte zivile Unterschall-Strahlflugzeuge und zur gleichzei-
tigen Begrenzung sonstiger Umweltschäden.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. „ziviles Unterschall-Strahlflugzeug“ ein ziviles Unter-
schall-Strahlflugzeug mit einer bescheinigten höchst-
zulässigen Abflugmasse von mindestens 34 000 kg
oder mit einer für den betreffenden Flugzeugtyp
bescheinigten zulässigen Kapazität von mehr als neun-
zehn Fluggastsitzen, ausgenommen der Besatzung
vorbehaltene Sitze, das von Triebwerken mit einem
Nebenstromverhältnis von weniger als 3 angetrieben
wird;

2. „neubescheinigtes ziviles Unterschall-Strahlflugzeug“
ein ziviles Unterschall-Strahlflugzeug, für das
ursprünglich eine Bescheinigung nach Kapitel 2 oder
einer gleichwertigen Norm ausgestellt wurde oder das
ursprünglich nicht über eine Lärmbescheinigung
verfügte und das umgerüstet wurde, um die Normen
des Kapitels 3 entweder unmittelbar durch technische
Maßnahmen oder mittelbar durch Betriebsbeschrän-
kungen zu erfüllen; zivile Unterschall-Strahlflugzeuge,
für die ursprünglich nur eine Mehrfachbescheinigung
in bezug auf die Normen des Kapitels 3 aufgrund von
Massenbeschränkungen ausgestellt werden konnte,
gelten als neubescheinigte Luftfahrzeuge; zivile Unter-
schall-Strahlflugzeuge, die umgerüstet wurden, um die
Normen des Kapitels 3 durch eine vollständige
Neuausrüstung mit Triebwerken mit einem Neben-
stromverhältnis von 3 oder mehr zu erfüllen, gelten
nicht als neubescheinigte Luftfahrzeuge;

(1) ABl. L 76 vom 23.3.1992, S. 21. Richtlinie geändert durch die
Richtlinie 98/20/EG (ABl. L 107 vom 7.4.1998, S. 4).

(2) ABl. L 363 vom 13.12.1989, S. 27.
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3. „Kapitel 2“ bzw. „Kapitel 3“ die in Band I Teil II
Kapitel 2 bzw. Kapitel 3 des Anhangs 16 des Abkom-
mens über die Internationale Zivilluftfahrt, dritte
Ausgabe (Juli 1993), festgelegten Lärmemissions-
normen;

4. „Betriebsbeschränkungen“ für ein Flugzeug festgelegte
Massenbeschränkungen und/oder Betriebseinschrän-
kungen unter der Kontrolle des Flugzeugführers oder
Betreibers wie Einschränkungen bezüglich der Klap-
penstellungen;

5. „Eintragung eines Flugzeugs“ den formellen Vorgang,
durch den die Nationalität eines Flugzeugs durch
dessen Eintragung in die Luftfahrzeugrolle eines
Mitgliedstaats oder eines Drittlands festgelegt wird;

6. „Gebiet der Gemeinschaft“ das Gebiet der Gemein-
schaft, das den Bestimmungen des Vertrags unterliegt.

Artikel 3

Nicht-normgerechte Flugzeuge

(1) Neubescheinigte zivile Unterschall-Strahlflugzeuge
dürfen ab dem Beginn der Geltungsdauer dieser Verord-
nung nicht mehr in die einzelstaatlichen Luftfahrzeug-
rollen eingetragen werden.

(2) Absatz 1 gilt nicht für zivile Unterschall-Strahlflug-
zeuge, die bereits ab dem Beginn der Geltungsdauer
dieser Verordnung in der Luftfahrzeugrolle eines
Mitgliedstaats und von da an in der Gemeinschaft einge-
tragen waren.

(3) Ungeachtet der Bestimmungen der Richtlinie 92/
14/EWG, insbesondere des Artikels 2 Absatz 2, dürfen
neubescheinigte zivile Unterschall-Strahlflugzeuge, die in
einem Drittland eingetragen sind, ab 1. April 2002 auf
Flughäfen im Gebiet der Gemeinschaft nicht mehr
betrieben werden, sofern der Betreiber derartiger Flug-
zeuge nicht nachweisen kann, daß sie vor dem Beginn
der Geltungsdauer dieser Verordnung in der Luftfahr-
zeugrolle des betreffenden Drittlands eingetragen waren
und zwischen dem 1. April 1995 und dem Beginn der
Geltungsdauer dieser Verordnung im Gebiet der Gemein-
schaft eingesetzt wurden.

(4) Neubescheinigte zivile Unterschall-Strahlflugzeuge,
die in den Luftfahrzeugrollen der Mitgliedstaaten einge-
tragen sind, dürfen ab dem 1. April 2002 auf Flughäfen
im Gebiet der Gemeinschaft nicht mehr betrieben
werden, sofern sie nicht vor dem Beginn der Geltungs-
dauer dieser Verordnung in diesem Gebiet betrieben
worden sind.

Artikel 4

Freistellungen

(1) Die Mitgliedstaaten können eine vorübergehende
Freistellung von Artikel 3 für zivile Unterschall-Strahl-
flugzeuge gewähren, die unter so außergewöhnlichen
Umständen eingesetzt werden, daß die Verweigerung
einer vorübergehenden Freistellung nicht gerechtfertigt
wäre; dies gilt z. B. für Einsätze in Dringlichkeitsfällen.
Die Mitgliedstaaten können diese Freistellungen auf einer

transparenten, nichtdiskriminierenden Grundlage auf
bestimmte Flughäfen und/oder bestimmte Tageszeiten
beschränken.

(2) Die Mitgliedstaaten können eine Freistellung von
Artikel 3 für zivile Unterschall-Strahlflugzeuge gewähren,
die ausschließlich außerhalb des Gebiets der Gemein-
schaft betrieben werden.

(3) Die Mitgliedstaaten können für zivile Unterschall-
Strahlflugzeuge, die im Rahmen eines Leasings von einer
anderen Gesellschaft betrieben werden und aus diesem
Grund zeitweilig aus der Luftfahrzeugrolle des Mitglied-
staats gestrichen wurden, in dem sie in den dem Beginn
der Geltungsdauer dieser Verordnung vorangehenden
sechs Monaten eingetragen waren, Freistellungen von
Artikel 3 gewähren, sofern das rechtliche und wirtschaft-
liche Eigentum an dem Flugzeug im Mitgliedstaat
verbleibt.

(4) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission
einmal jährlich über die nach diesem Artikel bewilligten
Freistellungen.

Artikel 5

Überseeische Departements

Diese Verordnung gilt nicht für die in Artikel 227 Absatz
2 des Vertrags genannten überseeischen Departements,
weder in bezug auf die Bestimmungen über die Eintra-
gung neubescheinigter ziviler Unterschall-Strahlflugzeuge
in die einzelstaatlichen Luftfahrzeugrollen der Mitglied-
staaten noch in bezug auf den Betrieb dieser Luftfahr-
zeuge auf Flughäfen in den genannten Departements.

Artikel 6

Flugplatz von Gibraltar

(1) Die Anwendung dieser Verordnung auf den Flug-
platz Gibraltar erfolgt unbeschadet der Rechtsstandpunkte
des Königreichs Spanien und des Vereinigten König-
reichs in der strittigen Frage der Souveränität über das
Gebiet, auf dem sich der Flugplatz befindet.

(2) Die Anwendung dieser Verordnung auf den Flug-
platz Gibraltar wird bis zur Anwendung der Regelung
ausgesetzt, die in der gemeinsamen Erklärung der Mini-
ster für auswärtige Angelegenheiten des Königreichs
Spanien und des Vereinigten Königreichs vom 2.
Dezember 1987 enthalten ist. Die Regierungen des
Königreichs Spanien und des Vereinigten Königreichs
werden den Rat über den Zeitpunkt der Anwendung
unterrichten.

Artikel 7

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Ihre Geltungsdauer beginnt zwölf Monate nach ihrem
Inkrafttreten.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 29. April 1999.

Im Namen des Rates

Der Präsident

W. MÜLLER

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 951/1999 der Kommission vom 5. Mai 1999 über den
Verkauf  im Rahmen regelmäßiger Ausschreibungen  von Rindfleisch, das bei bestimmten
Interventionsstellen eingelagert und zur Ausfuhr bestimmt ist, und zur Aufhebung der Verord-

nung (EG) Nr. 514/1999

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 118 vom 6. Mai 1999)

Seite 18, Artikel 6 zweiter Absatz dritter Gedankenstrich:

anstatt: „ 3 000 EUR für Vorderviertel“,

muß es heißen: „ 1 300 EUR für Vorderviertel“.
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